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Das Erſcheinen der Volksſtimme zunächſt
auf drei Tage verboten!

Am La Baſſee-Kanal.
In der Nacht vom 20. zum 21. April verſuchte der Feindr Artillerievorbereitung den La e 49 n

eihune mittels Pontons zu überſchreiten, um an dieſer
die Linien zurückzudrängen. Unter ſtarkem Feuerſchutz

ließ er vier dicht beſetzte Pontons zu er. Jn dieſe hinein ſchlugen
die deutſchen Granaten und ſchoſſen die ſämmtlichen Pontons in
Grund und Boden. Von den Jnſaſſen dürfte kein einziger ent
kommen ſein.

Die Beſchießung der Stadt Reims.
Berlin, 22. April. Jm Funkſpruch Lyon vom 20. April

vormittags wird die hieße der Stadt Reims als deutſche

als Vergeltue evenen
m

Zudem haben gerade in Reims die Franzoſen ſich
t t, die Kathedrale zu militäriſchen Zwecken zu benutzen,

Deutſcher Heeresbericht vom 22. April.
Großes Hauptquartier, 22. April.

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
An den Schlachtfronten örtliche Jnfanterieunterneh-

mungen. Verſuche des Feindes, über den La Baſſee-
Kanal nordweſtlich von Bethune vorzudringen, ſcheiterten
in unſerem Feuer. Nördlich von Albert nahmen wir
88 Engländer, darunter zwei Offiziere, gefangen und erbeu-
teten 22 Minenwerfer und einige Maſchinengewehre. Der
Artilleriekampf lebte nur in wenigen Abſchnitten auf.

An der übrigen Front blieb die Gefechtstätigkeit in
chs mäßigen Grenzen. Südweſtlich von Altkirch machten wir

bei einem Erkundungsvorſtoß Gefangene.

Von den anderen Kriegsſchauplätzen nichts Neues.

Der Erſte Generalquartiermeiſter. Ludendorff.

haben mit gedungenen Söldnern in dieſem Kriege ſchlechte Geſchäfte

gemacht. Ein Drittel der portugieſiſchen Kräfte war wegen Meu-
tevei längſt vor der Schlacht nach hinten ge Die übrigenindem ſie auf ihrem Turm eine Signalſtation einrichteten.
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Tage dauerte und im ganzen 474ote und s69 Verwundete vange pfer

Paris, 22. April. avasMeldung.) Das weittragende Gee Sie v Beſchießung on Paris fort. Es ſind
zu verzeichnen.

Beſchlagnahme der SchwarzenMeerFlotte.

22. April. Nach einer Moskauer Havasmeldung erklärt einded ind Hecdeleſaiſ. der SchwarzenMeerFlotte, d. h. 17
gen Kern 222 000 Tonnen Waſſerverdrängung, als Eigentum der

erung.

Die Sntſendung italieniſcher Truppen an die
Weſtfront.

22. April. Dieſelbe Kriegspreſſe, die früher mit lautem
gegen die Abgabe auch nur eines einzigen Mannes an dieont proteſtiert hatte, billigt heute ebenſo begeſſert die Entſendung

Truppen Frankreich. Tribuna behauptet, die
öffeniliche Meinung habe ſolche Hilfeleiſtung an die Entente dringend
verlangt. Dies ſei um ſo mehr anzuerkennen, als die italieniſche Front
ſelbſt jeden Augenblick einer neuen Offenſive We gest ſein könne. Diealler lſchframgeſſche Freundſchaft ſei jetzt endgi beſiegelt. Jdea

Nazionale feiert in hohen Tönen die Schaffung der Einheits-
front. Die übrigen Blätter ſtoßen einmütig in dasſelbe Horn.

Portugieſen.
Weſtfront, 17. April.

Am zweiten Tage der Schlacht von Armentieres erſchien vor
bem deutſchen Vernehmungsoffigier dicht hinter der Feuerlinie ein
gefangener Portugieſe gzitternd mit einer weinenden Fran
göſin an ſeiner Seite. „Wer iſt die Frau „Jch bin ſeit einem
Jahre mit ihr verheiratet.“ „Woher ſtammt ſie „Aus Mer
ville“, „Und tvohin willſt Du mit ihr „Jch will fie mit mir
nehmen, denn ihre Mutter iſt in dieſer Nacht durch eine Eurer
Granaten getötet worden. Sie wollten beide fliehen. Aber Euer
Feuer dam zu ſchnell.“ Der Portugieſe trat ab. Die junge
Frau ward heil r die Grangten nach hinten geſchafft. Sie iſt
augenblicklich in Lille. Sn zur ſelben Zeit hörte ein anderer Vernehmungsoffi
gzier in einer friſch gefüllten Gefangenenbaracke' bei Lacouture das
Weinen eines Kindes. Er trat hinein und fand einen Portugieſen,
der ein etwa ijähriges Kjnd auf dem Arme trug. Woher
ſtammt das Kind?“ fragte der Dolmetſcher „Aus Eſtaires.

„Und wer hat es Dir r Die T es in garHauſe ganz allein liegend nden. ie Leute ven alle geflohen. s uerſt nahm In ander mit. Als er es nicht mehr

tragen mochte, packte er es mix auf.“ Das Kindlein W
ſchlafend im Arm des ſchwarzhaarigen Burſchen. Dicht neben der
Baracke explodierte engliſche Munition. Auch das Kindlein kam
heil durch den Feuergürtel und wird heute in Lille gepflegt.

Zwei kleine Bilder aus der großen Schlacht. Sie geigen die
Wucht des deutſchen Stoßes, der den tködlichen Feuerbrand bis weit
hinter die Front zwiſchen die Hütten des Friedens trug. Sie

igen den tragiſchen mer, der vor dem Sieger ſich hinwälzte.Se reinen die Portugieſen als das, was ſie ſind inder
vielleicht eiwas degenierte Kinder ſicherlich keine Sturmſoldaten,

den härteſten Krieg in ſeiner härteſten Schlacht zu entſcheidenen e eLuſitaniens. Wo die Fauſt des Engländers ihnen im Nacken faß,
ſie bis gum blutigen Ende au lten. Und von einigen

leineren G n werden tapfere Eingelheiten berichtet.
das Gange verſagte, weil es ohne Schwwung war, weil niemand
wußte, warum er hier im ſumpfigen Graben der Ltzs und nichtHauſe zwiſchen den Weinbergen am Tajo ſaß. Alle Derrendoltse
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kamen beim erſten Anprall ins Wanken, ins Rolen meiſtens
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und Gurkhas ihre Geſundheit verloren.
nichts, ihre naſſen Erdlöcher wohnlich zu machen.
militäriſch von ausgeſprochener Trägheit; wenig
faſt niemals Handſtreiche aber jede Nacht das herrlichſte Feuer
werk mit Leuchtkugeln und Fallſchirmraketen das liebten ſie.
So lagen ſie hier Monat um Monat. Sie haben nie eine andere
Front kennen gelernt. Ab und zu ſtieg eine deutſche Patrouille in
einen ihrer Gräben und holte ein paar Gefangene herüber. Es
waren immer dieſelben Regimentsnummern.

Der 9. April verſchlang ſie. Jm Feuermeer unſerer ſchwerſten
Kaliber ſchmolgen ſie dahin. Sie beugten ſich dem deutſchen Sturm-
ſoldaten. Wenige kamen zurück. Viele ſtarben. Die meiſten
blieben in den Maſchen hängen. Bataillons- und Regimentsſtäbe,
ein ganzes Brigade-Stabsquartier ward in Laventie ausgehoben.
Man ſtieß in eine neue etwas merkwürdige Welt. An den flandri-
ſchen Bauernhäuſern portugieſiſche Schilder. An den Wänden
zwiſchen Tellern aus Delft und Doornik, zwiſchen Roſenkränzen
und Kruzifixen klebten lüſterne Frauenphotogrgphien aus den
Tingeltangeln Oportos. Man ſtand einem weißhaarigen portu-
gieſiſchen Oberſt gegenüber, der zitternd ſeine Brieftaſche auf den
Tiſch des Quartiers niederlegte. Man fand einen Befehl bei ihm,
der war zwei Tage alt. Die Portugieſen mochten ahnen, daß etwas
bevorſtand. Denn er begann mit den Worten: „Ganz Europa
blickt auf uns Während der Befehl verdolmetſcht wurde,
lagen draußen auf den naſſen Wieſen, in den naſſen Gräben Hun-
derte dieſer kleingewachſenen, braunen Burſchen einige noch
ſtehend zuckend. die meiſten tot.

Ein paar Tage ſpäter traf ich die Portugieſen auf der Zita
delle in Lille. Eine Kompagnie von ihnen ſtand auf dem Hofe
aufgereiht daneben etwa tauſend Engländer und Schotten. Sie
kümmerten ſich nicht umeinander. Ein Blick genügte und man
ſah, wer die Herren und wer die Knechte waren an körperlicher
Haltung an Geiſt und Nerven an Stolz und Trotz. Es wehte
ein friſcher Frühlingswind über den alten Vaubanſchen Feſtungs-
bau hin nicht kalt aber die Portugieſen ſtanden fröſtelnd zu
ſammengeduckt. Jhre dünnen und doch zu ſchweren Stahlhelme
ſaßen ſchlecht auf ihren bleichen Geſichtern, die halb kindlich, halb
brigantenhaft ſich freuten, daß ſie den Mittelpunkt eines Jnter-
wiews bildeten. Warum ſie Krieg führten? Es entſtand ein
Staunen, ein verlegenes Lächeln, ein Achſelzucken endlich mel
dete ſich ein Seemann aus Leiscoes: Wegen der verſenkten Schiffe.
Aber ſofort trafen ihn mißbilligende Blicke der andern, als hätte
er Unrecht oder als dürfe man ſo etwas nicht fagen, wenn man
gefangen ſei und doch alles darauf ankäme, einen guten Eindruck
u machen bei dem neuen Herrn Man fragte die armenLeufel noch eine halbe Stunde aus. Sie hatten Spaß daran. Aber

ſie wußten nichts. Es waren ihnen das alles ziemlich gleich. Viel-
leicht hatten ſie Hunger. Sicher intereſſierte ſie am meiſten, twas
man mit ihnen tun würde. Und ſicher war ihre Friedensſehnſucht
jetzt noch größer als vor der Schlacht, der ſie nun glücklich ent
ronnen.

Schickſal und Berechnung zogen dies klägliche
den vernichtenden Strudel des deutſchen Einbruchs. Als die erſten
Nachrichten in Liſſabon eintrafen, riß man ſich auf den Boule-
vards um die Extrablätter. ntruppen Anprall der

Barbaren ſiegreich auf ten unermeßliche Verdienſte um die
See Europas.“ Singend, ſchreiend trugen es die flinken

eitungsknaben bis in die kleinſten Vorſtadtſtraßen der Hügel-
ſtadt am Tajo. Heute ſind die erſten Briefe der Entkommenen

Hauſe angelangt. Und bald wird es der letzte Weinbauer in den
rgen des Minho wiſſen. Die Porkugieſen ſind ausgelöſcht an

der Weſtfront. Jmmer mehr verſchwindet der Spuk gepreßter

ie waren auch
trouillen

Nur mit ihrem eigenen Herzblut kämpfen die großen
ölker ihr eigenes Schickſal aus!

Dr. Adolf Köſter, Kriegsberichterſtatter.
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2. Jahrgang

Zur Steuerdebatte.
Es iſt kein Wunder, daß die neuen Steuervorlagen bei

der Preſſe eine wenig freundliche Aufnahme gefunden haben.
Der Grund dafür liegt nicht nur darin, daß das Steuer
machen überhaupt ein unpopuläres Geſchäft iſt.

Wie das deutſche Volk, ſo weiß auch die deutſche Preſſe,
wie es mit den Reichsfinanzen beſtellt iſt. Es ſind 124 Mil
liarden Mark Kriegskredite bewilligt und bis auf einen kleinen
Reſt iſt darüber verfügt. Zur Verzinſung dieſer Schuld ſind
allein 6 Milliarden Mark erforderlich. Der Krieg dauert fort.
Die neben en Aufwendungen für Wehrzwecke notwendigen
haufenden Ausgaben des Reichs ſind während des Kriegs
nicht kleiner, ſondern größer geworden. Das alles iſt kein
Geheimnis. Es iſt auch bekannt, daß der Etatsentwurf für
1918 einen ungedeckten Fehlbetrag von 2850 Millionen auf
weiſt. Man war daher auf die Präſentierung einer großen
Steuerrechnung durch den Reichsſchatzſekretär gefaßt. Wenn
trotzdem die Vorlagen nicht nur in der Arbeiterpreſſe, ſondern
ſelbſt bei weit rechts ſtehenden Zeitungen einer teilweiſe vecht
ſcharfen Kritik begegnen, ſo liegt das daran, daß weder die
politiſche Klugheit, noch die ſachliche Zweckmäßigkeit mitge-
wirkt haben bei der Aufſtellung dieſes Steuerprogramms.

Man vermißt an den Vorſchlägen des Reichsſchatzamts
jeden größeren richtunggebenden Geſichtspunkt. Scheinbar iſt
lediglich maßgebend geweſen bei der Aneinanderreihung der
verſchiedenartigen Geſetzentwürfe, die Summe von 2850 Mil
lionen Mark unbedingt zuſammenzubringen, die zur Aus
gleichung des Etats gebraucht werden. Aber auch dieſer Schein
trügt. Wenn die ſämtlichen zwölf Steuern in einer einzigen
Reichstagsſitzung in erſter, zweiter und dritter Leſung an
genommen würden, ſo würde die Reichskaſſe am Schluſſe des
Rechnungsjahres noch lange nicht über die 2850 Millionen

Einnahmen verfügen, geſchweige über die 3 Milliarden,

nach. alio r c 5 nndSDcho 33 ne o u romn t t 9 irht di Häalf te
dieſer Summe wird der Reichskaſſe im kaufenden Rechmungs
jahr zufließen. Ein Teil der Steuervorlagen wird einſtweilen
nur auf dem Papier ſtehen. Solange aller erzeugte Sprit
ffür Kriegszwecke und alle nicht in Sprit verwandelten Kar
toffel- und Getreidemengen für die Ernährung von Men
ſchen und Vieh dringend gebraucht werden, bringt das wohl
vorbereitete BranntweinGroßhandelsmonopol keinen Pfennig
ein. Solange wir von den Erzeugungsgebieten des Kaffees
und Tees abgeſperrt ſind, liefern auch die erhöhten Zölle auf
dieſe Dinge nichts. Und ſelbſt wenn uns die Weltſtraßen
wieder offen ſtehen, wird unſere Einfuhrpolitik dieſe Pro-
dukte nicht bevorzugen dürfen. Auch das Bier wird, wenn
gleich der ſteuerliche Maßſtab nicht an das ſich immer mehr
verflüchtigende Malz, ſondern an die Menge des fertigen
Gebräus ohne Rückſicht auf ſeinen Jnhalt angelegt würde,
ſolange die vollen Steuererträge nicht liefern, als die eine
Hälfte der trinkfeſten Männer im Schützengraben auf Staats
koſten zu verpflegen iſt, die andere den Geſchmack an den
Brauereierzeugniſſen und ihren Preiſen mehr und mehr ver
liert. Die Umſatzſteuerrechnung kann ein Loch bekommen durch
die künſtliche Einſchränkung der Umſätze, die unter der Kriegs
wirtſchaft ohnedies auf dem Gebiet der Maſſengüter. eine
ſtarke Verminderung erfahren haben.

Die geſamte Rechnung ſtimmt alſo nicht. Einige der
Steuervorlagen ſind nur geeignet, die Bevölkerung zu ver-
ärgern, nicht aber die Einnahmen zu liefern, die raſch ge
braucht werden, Die bisherige Kriegsſteuerpolitik der Reichs
leitung war darauf eingeſtellt, von der Hand in den Mund
zu leben. Nur die dringendſten Augenblicksbedürfniſſe ſollten
befriedigt werden, alles andere der Zukunft überlaſſen
bleiben. Jetzt bringt uns der Schatzſekretär Vorſchläge, die
vielleicht in einer näher oder ferner liegenden Zukunft ein
mal die gewünſchten Einnahmen bringen, das Loch im laufen
den Etat aber offenlaſfen. Steuerquellen, die nicht fließen,
werden angebohrt, Steuerquellen, die ſofort reiche Erträge
liefern könnten, bleiben unberührt. Warum?

Die bundesſtaatlichen Finanzminiſter wollen es nicht
dulden, daß das Reich Einkommen und Vermögen belaſtet.
Selbſt der Haushalts- Ausſchuß des preußiſchen Landtags er-
kennt die Unmöglichkeit, den Geldbedarf des Reichs ohne Be
laſtung von Einkommen und Vermögen zu beſchaffen und
ſucht nach einem Ausweg, ohne freilich bis jetzt einen begeh
baren gefunden zu haben. Die Finanzminiſter aber ver
ſchließen im Bundesrat ihre Augen beharrlich vor den
ehernen Tatſachen und verbieten ſtarrköpfig jede Erhebung
einer Beſitzſteuer.

Die Kriegsſteuer der Geſellſchaften iſt keine Beſitzſteuer,
ſondern nur eine einmalige Abgabe, die eine teilweiſe Rück-
vergütung der dem Reich und den Armen abgeſchröpften
Rieſenprofite bildet. Den Kriegsgewinnern der Eingelper-
ſonen aus den Jahren 1917 und 1918 ſoll ſogar noch eine
längere Schonfriſt gewährt werden. Bedenkt der Bundesrat
nicht, daß dieſe Schonfriſt dazu führen muß, fabelhafte
Summen durch Luxus und Verſchwendung der Beſteuerung
zu entziehen? Auf dieſem Gebiete iſt genug geſündigt. Die
Praſſerei der Kriegsgewinnler wird heute prämiiert, weil zu
jeder Verſchwendung das Reich die Summe als Beitrag ge
währt, die es als Steuer zu fordern berechtigt wäre. Der
Verſchwender, der 50 Prozent Kriegsſteuer zu zahlen hat, ſagt
ſich bei ieder großen Verbrauchsausgabe, daß die Hälfte der



ben die Reichdkaſſe trägt, und kargt daher nicht. Wielange
oll dieſer Zuſtand noch fortdauern? Sofort alſo muß das
an ze Kriegsſteuergeſetz, nicht nur das für die Geſellſchaf

ken, erneuert werden; es muß erweitert werden, da-
mit neben dem Mehrvermögen das Mehreinkommen erfaßt

ird; es muß verſchärft z aig erwieſen ugleichDutoie von Reichorganen an
die Veranbagung im ganzen Reich glerf e en der bisDurch die laxe rigenD. in manchen Gebieten des vor allemren h ſind der Reichsbaſſe Milliarden endga

eine
keine wirkliche Beſitzſteuer iſt, muß daneben mit oder ohne

inwilligung der einzelnen ſtaatlichen Finanzminiſter eine
olche Beſitzſteuer geſchaffen werden. Das kann in den ver

tedenſten Formen geſchehen. Entweder durch die Erb
chaftsſteuer durch dieſe, weil ſie in ihren beſtehenden
nſätzen bereits Reichsſteuer iſt; nicht eimmal gegen das

Dogma der Finanzminiſter verſtoßen würde. Oder durch eine
Neichsvermögensſteuer, die auf der Grundlage der
Veranlagung der Vermögenszuwachsſteuer leicht erhoben wer
den kann. Oder auch, was am nächſten liegt, durch Wieder-
holung des Wehrbeitrages. Nach vierjähriger
rer iſt es nicht zuviel verlangt, daß die Beſitzenden

s Opfer noch einmal bringen, das 1913 zur Deckung der
Koſten der Rüſtungsvorlage als notwendig anerkannt wurde.
Es wäre in der Tat, wie die Kölniſche Zeitung ſagt, eine
ſtarke „Belaſtungsprobe“, wenn man bei der dritten Kriegs
ſteuergeſetzgebung wiederum Verbrauch und Verkehr der
Maſſen mit Milliarden Abgaben belaſten, den Beſitz ober,
der mit den Blutopfern von Millionen Beſitzloſen verteidigt
wird, wiederum verſchonen wollte. Eine wirkſame Beſitz
ſteuer iſt erforderlich, zur Aufrechterhaltung eines halbwegs
geordneten Reichshaushalts. Sie kann getragen werden, wie
das reiche Ergebnis der 8. Kriegsanleihe ſchlagend dartut.
3

Soziale Bekenntniſſe politiſche
Ausflüchte!

Während draußen die Kriegsbeſtie vaſt und innen die
Beutebeſtie ſich die Zähne wetzt, benutzte das Regierungs
blatt, die Norddeutſche Allgemeine Zeitung, den Zeitpunkt

s Wiederzuſammentritts des Reichstages zur Entwicklung
ines weitgeſtreckten ſozialen Programms oder wenigſtens

z einer Reihe von ſoziglen Verſprechungen. Dem deutſchen
olke werden „Vorlagen und Anträge“ in Ausſicht geſtellt,

deren Zweck es ſei, „in erträgliche Uebergangs- und geſunde
Friedenswirtſchaft“ zu führen. Das Regierungsblatt lüftet
den Schleier von dieſen Vorlagen und Anträgen ſo weit, daß
von ihnen die Möglichkeit wirtſchaftlicher und kultureller Er
ſtarkung ausgehen werde. Auf allen Gebieten des Wirt-
ſchaftslebens ſollen die Arbeiterverbände mitwirken, Arbeits
kammern ſollen errichtet werden, der Ausbau des Tarif-
weſens ſoll Aufgabe der ſozialen Sorge des Reiches ſein und
die Wohnungs- und Bevölkerungspolitik ſoll nicht nur mit
ſchönen Reden unterſtützt, ſondern mit wirkſamen Maßnah-
men geſtützt werden.
t Das iſt gewiß ein ſchönes Programm, dem man be
ſtätigen kann, daß ſeine Durchführung das deutſche Volk in
ſeiner Allgemeinheit und die deutſche Arbeiterklaſſe im be
fonderen ein Stück vorwärts zu bringen geeignet ſei. Ohne
dieſer Liſte von offiziöſen Verſprechungen mehr gläuliges
Vertrauen entgegenzubringen als durch die Umſtände ge
rechtfertigt iſt, ſcheint bei dem Zuſtandekommen dieſer ſozialen
Speiſekarte doch die Einſicht einen Ausdruck gefunden zu
haben, daß das Volk, das ſich in einem für das Reich kritiſch-
ſten Augenblicke einer Welt von Feinden mit Erfolg ent-
gegengeworfen hat, nicht nur als Mittel in Rechnung zu
ſtellen ſei, ſondern daß man es auch als Zweck behandeln
müſſe. Auch der Auffaſſung wird man ſich nicht verſchließen
können, das die aufgeführten Probdleme eine einheitliche Linie
bilden, die im Falle ihrer entſprechenden Verwirklichung
nicht nur eine Summe von Menſchenglück umſchhießen, ſon
dern auch dem Ziele einer „Bevölkerungspolitik“ im Sinne
der Reichsregierung am nächſten führen könnte.

Wir finden unter den Problemen und Plänen ſolche, die
dem erſten Zweck einer wirklichen und wirkſamen Arbeiter
politik dienen würden: dem Schutze und der Erhaltung der
Arbeitskraft (Mitwirkung der Arbeiterverbände bei wirt-
ſchaftlichen Fragen, Arbeitskommern, Einigungsweſen, ge-
etzliche Stützung des Tarifweſens). Und ferner wird in dem
pffiziöſen Artikel Wert gelegt auf eine Förderung, deren
Erfüllung dem deutſchen Arbeiter erſt das Leben lebenswert
machen kann: die Verwendung des Reiches für eine Regelung
des Wohnungsweſens in einer den Errungenſchaften der
Neuzeit entſprechenden Weiſe.

Die Wohnungsfrage iſt für den deutſchen Arbeiter und
für den Arbeiter überhaupt ein trübes Kapitel. Man kann
nicht wiſſen, ob der offiziöſe Artikel deshalb gerade heute
die Wohnungsfrage in den Kreis der Geſetzgebungsprobleme
der Reichsregierung gerückt hat, wo wir auf dem Wohnungs-
markte ſchlechterdings himmelſchreiende Zuſtände haben und
wo Tauſende von Familien die tiefere Bedeutung des „Kein
Hüſung!“ des mecklenburgiſchen Dichters erfaſſen lernen.
Allerorten, in Dörfern und Städten und in Städten aller
Größen herrſcht haute Wohnungsnot. Jn Städten, in denen
onft die Wohnungsverhältniſſe für normal gelten konnten,

irren heute wohnungſuchende Familienväter und -Mütter
umher und ſelbſt kinderloſe Familien, auf die ſonſt die Ver-
mieter förmlich Jagd machten, laſſen heute in den Zeitungen
Anzeigen los, die Belohnungen ausſetzen für den Nachweis
einer Wohnung. Das Zuſammentreffen der verſchiedenen
Umſtände haben eine Wohnungsnot geſchaffen, die in neuerer
Zeit ohne Beiſpiel daſteht.

Aber auch darüber hinaus iſt die Wohnungs oder in
dieſem Sinne keſſer: Siedlungsfrage eine Angelegenheit, die
tief in das Weſen der geſamten modernen Sozialpolitik
hineingreift. Das gewaltige Anwachſen der modernen Jn-
duſtrie- und Handelsſtädte hat die Arbeiter in ihrer Allge-
neinheit in Wohnungen, nein! in Unterkünfte getrieben, die
z nicht nur der vornehmſten Quellen der Geſundheit und
es Wohlbefindens berauben, auf die je der Menſch Anſpruch

hat, ſondern die ihn auch von allen den großen und kleinen
Freuden des alltäglichen Lebens ausſchließen, die das Leben

erſt wirklich bebenswert machen.
z Hier liegen Aufgaben, die gar nicht ſchleunig genug der

Löſung entgegengeführt werden können. Der offiziöſe Ar
kibel hat recht und bewegt ſich durchaus in dem Geſetze von
rſache und Wirkung, wenn er Wohnungspolitik und Be

völkerungspolitik im ſelben Atem nennt. Der auffällige

e

sſteuer, die nur die Kriegsprofite

Rückgang der Geburtenziffern in den letzten Jahren ſtand mit die h des Eiſenoahn rforder r umden total ungenügenden Wohnungsverhältniſfen in unlös-fangreiche Arbeit ebenſo auch dis Bereinenung
barem Zuſammenhange.In offendgrem Widerſpruch mit der Eindeutigkeit, mit e k
der ſich das ierungeblatt zu den ſozialen Problemen e nichtäußert, ſtand allerdings wir: die Vorſicht, mit dem Wehe;

eher alen
wrigt, Gange neun Zeilen werde
um

Beſonnenheit und Ruhel!
ſie bei dieſem „Thema“ in einem Maße gezeigt, das ſchier
unbegreiflich anmutet, die Gegner der Wahlreform e
laſſen dieſe ſchätbaren Eigenſchaften bei der Behandlung des
Themas durchaus vermiſſen! Auch der offiziöſe Artikelſchrei-
ber wird ſich darüber klar geweſen ſein, daß die Durchführung
des oben erwähnten ſozialen Reformprogramms nicht mög-
lich iſt, ohne eine entſprechende Vertretung der breiten Schich
ten des Volkes in den Paprlamenten der Einzelſtaaten und
weiter in den Provinzen, den Kreiſen und den Gemeinden.
Wer da weiß, in welchem Maße gerade dort aber die Fragen
entſchieden wird, die dieſes ſchöne Sozialprogramm der
Reichsregierung aufs engſte berühren, der iſt auch davon
überzeugt, daß das allgemeine Wahlrecht in Einzelſtaat, in
Gemeinde und den anderen Vertretungskörpern die Vor
ausſetzung bildet für praktiſche, durchgreifende ſoziale
Arbeit!

Die Vorſicht der Regierung in dieſem Punkte muß um fo
nachdenklicher ſtimmen, als wir in den letzten Tagen in der
Zentrumspreſſe auf Aeußerungen ſtoßen, die „Verhandlun
gen“ das Wort reden. Vor der dritten Lefung ſolle, ſo ſagt
die Kölniſche Volkszeitung, zur Erreichung einer „annehm-
baren Einigung“ verhandelt werden. Das heißt, die bürger-
lichen Wahlrechtsfreunde wollen mit den Wahlrechtsgegnern
ſich über eine mittlere Linie zu einigen ſuchen, eine Einigung,
bei der das Volk der leidende Dritte wäre.

Laſſen wir uns alſo nicht durch Verſprechungen blenden!
Verlieren wir nicht den Tatbeſtand aus den Augen, das
unſere vornehmſte Forderung das allgemeine Wahl
recht in den Einzelſtaaten, in den Gemeinden und damit in
allen anderen Vertretungskörpern, im Kreiſe und in der Pro
vinz, iſt!

Will die Regierung, daß das verſprochene ſoziale Pro
gramm Tat werde, meint ſie es ehrlich damit, dann muß ſie
ſelbſt in erſter Linie zu verhindern ſuchen, daß die oberſten
Rechte des Volkes „verhandelt“ werden.

Deutſcher Reichstag.
150. Sitzung, Montag, den 22. April, nachmittags 3

Vizepräſident Dr. Paaſche gedenkt des Ablebens des Herzogs
Friedrich II. von Anhalt und begrüßt das Reſultat der achten Kriegs
anleihe.

Eingegangen iſt das Arbeitskammergeſetz und die Novelle zur Ge
werbordnung betreffend Aufhebung des S 153.

Hierauf wird die zweite Beratung Etats der Verwaltung der

e
kehrsintereſſen auch gegenüber den Inſtanzen ſchügt, und
beſpricht die Verhältniſſe der Beamten bei den Eiſenbahnen in Elſaß-
Lothringen. Der Reklamevertrag der Eiſenbahnverwaltung hätte vor
dem Vertraqsabſchluß dem Reichstag vorgelegt werden ſollen. Statt
mit einer einzigen Firma wegen Uebernahme der Reklame zu ver
handeln, hätte eine Ausſchreibung veranſtaltet werden müſſen.

Abg. Graf Weſtarp (Konſ.) erklärt die aus Anlaß des Vertrages
der Eiſenbahnverwaltung mit der Firma Hobbing erhobenen Angriffe
für ungerechtfertigt. Der Antrag auf Reviſion iſt gegenſtandslos, da
dazu die Einwilligung von a gehört.

Abg. Dr. Ougrek (Soz.): Die Arbeiter wiſſen nichts von der 118-
prozentigen Lohnerhöhung, von der der Miniſter vorgeſtern ſprach.
Träfe ſie zu, wie niedrig müſſen dann die Löhne 1913 geweſen ſein!
Haben wir doch heute noch bei der gegenwärtigen Teuerung bei den
Eiſenbahnarbeitetn noch Löhne von 450 M. (Hört, hört! b. d. Soz.)
Der Miniſter rühmt die Einrichtung von Arbeiterausſchüſſen. Aber im
mer noch müſſen Eiſenbahnarbeiter Reverſe unterſchreiben, daß ſie nicht
der ſozieldemokratiſchen Partei angehören. Zu den Arbeiterausſchüſſen
haben alle nicht ſtändigen Arbeiter kein Wahlrecht. (Hört, hört! b. d.
Soz.) Die Frauenarbeit ſchätzt der Miniſter, wie er ſagt; dann ſoll er
auch für angemeſſene Bezahlung der Arbeiterinnen ſorgen. Die Be
fugniſſe der Arbeiterausſchüſſe beſchränken ſich auf Beſchwerden, zu be
ſchließen haben ſie nichts; ihre Vorſitzenden ſind ſtets Beamte. (Hört,
hört! u. d. Soz.) Die Auskunft des Miniſters über den Vertrag mit
der Firma Hobbing hat alle Parteien des Reichstags mit Ausnahme
der des Grafen Weſtarp enttäuſcht. Man kann eben nicht zwiſchen
Hobbing als Verleger der Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung und
Hobbing als Verleger ſchlechtweg unterſcheiden. Aus der Eiſenbahn
reklame hätte man mit großem Vorteil ein Monopolgeſchäft für den
Staat machen können. Wollte man aber das Geſchäft Privatleuten
übergeben, ſo hätte man eine Ausſchreibung veranſtalten müſſen. Statt
deſſen iſt ein Privatmonopol geſchaffen worden, alſo die allerungünſtigſte
und unwirtſchaftlichſte Art eines Monopols. Eine Reviſion dieſes Ver
trages iſt keineswegs ausſichtslos; denn der Staat iſt ſehr wohl in der
Lage, ouf Hobbing einzuwirken. Beruhigend ſagte der Miniſter, poli
tiſche Schriften dürfe Herr Hobbing nicht auslegen. Den Eiſenbahn
miniſter zum Zenſor darüber zu machen, was politiſch iſt. was nicht,
iſt ein ſehr gefährliches Experiment. (Sehr richtig! b. d. Soz.) Dieſer
Vertrag hat ſelbſt bei den Arbeitgebern Kopfſchütteln erregt, wie die
Haltung der Arbeitgeberzeitung zu dieſem Vertrage beweiſt.

iſenbahnminiſter v. Breiſenbach: Die Vorwürſe wegen zu ge
ringer Entlohnung der Eiſenbahnarbeiter ſind ungerechtfertigt. Nicht
weniger als achtmal hat ſeit dem 1. April die Verwaltung mit Lohn
erhöhungen eingegriffen und ſie wird es ſich weiter angelegen ſein laſſen,
wenn es nötig ſein wird. Gegenüber dem Abg. Quarc ſtelle ich feſt,
daß die Hilfskräfte 1913 3.70 M. bezogen und 1918 8.85 M. beziehen
werden. Der durchſchnittliche Lohn betrug 1913 4.16 M., und wird
1918 8.590 M. betragen. Gegen den Vertrag mit Hobbing mag es
politiſche oder geſchäftliche Einwendungen geben, rechtliche gibt es nicht:
daher iſt für eine Reviſion kein Raum. Jch habe den Vertrag mit
Hobbing abgeſchloſſen, weil er mir als eine Perſönlichkeit von großer
Energie und Umſicht bekannt iſt. Jch verweiſe auch auf ſein 1913 er
ſchienenes aufſehenerregendes Werk über die deutſchen Eiſenbahnen, das
geradezu Reklame für die deutſchen Eiſenbahnen gemacht hat. Für
einen ſolchen Vertrag iſt es ganz unmöglich, auf dem Wege der Aus-
ſchreibung einen geeigneten Mann zu finden. Sehr rechts.)

Die Debatte ſchließt. Die Reſolution, r eviſion des
Vertrages mit Hobbing verlangt, wird abgelehnt, Etat der Reichs
eiſenbahnen wird genehmigt.

Es folgt der
Elat des Reichseiſenbahnamks.

Vizekanzler v. Payer- Der Reichstag wünſchte in einer Reſolu
tion, es möge eine Denkſchrift über die Vereinheitlichung des E
weſens ausgearbeitet werden. Die verbündeten Regierr
ſchloſſen, eine ſolche Denkſchrift vo Daleſe v We die velene Fecze Lucie ver d d

drehen ineutton au as nenwaſſeſo halten die verbündeten Regiermmgen dar dich fur ren dem

ion nicht e r r bis zumn ckzuſtellen, wäre recht be denn gerade im
rieg ſich Verhältniſſe herausgebildet, die dringend der Ab-

hilfe bedürfen. Der Vizekanzler hat ſoeben zügeſagt, daß den
Vorſitz in der kommiſſion der Präſident des Reichseiſenbahn-
amts haben ſ Damit würde ſie aber ganz unter den Einfluß
des preußiſchen Eiſenbahnminiſters kommen, dex i t ſogardieſes Amt mit wahrnimmt., Reichstag muß bar n,
dem Reichseiſenbahhamt größere Selbſtändigkeit über dem

preußiſchen Eiſenbahnminiſter zu verſchaffen. Die heute
Erklärung des Vizekanzlers iſt immerhin ein Erfolg des Reichs
tags; denn bisher hat er auf ſeine Wünſche nach h
des Eiſenbahnweſens überhaupt keine Antwort bekommen. r
zufrieden können wir damit auch nicht ſein wegen der darin ent
Se Einſchränkung die auf eine V rung hinauskommt.

shalb ſollten wir die vorliegende Reſolufion Müller-Meiningen,
die die ſofortige Einberufung der vorgeſchlagenen kommiſſion
wünſcht, annehmen. Die Vereinheitlichung des Eiſ ens
wäre auch finangiell wünſchenswert; allerdings müßten hierbei
andere Grundſätze zur Celkung kommen wie bei der preußjiſch
heſſiſchen Eiſenbahngemeinſchaft, denn bei dieſer (Zwiſchenruf des
Abgeordneten Freiherr von mp e Frakt.): hat Heſſen ein
ausgegeichnetes Geſchäft gemacht). Nein, die preußiſchen Abgeord
neten mögen doch einmal die Einwirkung des Vertrages auf die
heſſiſchen Finanzen prüfen, die dadurch ruiniert werden.
Dieſer Vertrag bedarf dringend der iſion. wo dem
Reichs iſenhahnamt eine ſtärkere Betätigungsmöglichkeit gegeben
werden ſoll, müſſen wir auf Durchführung Werke Beſchlüſſe über
die Vereinheitlichung beſtehen, deren Nützlichkeit und Ergiebig-

keit oftmals, unter anderem auch von dem Miniſterialdirektor a.
Kirchhoff feſtgeſtellt worden iſt. Das Reich hätte an der Vebrein-
heitlichung, die übrigens die einzelſtaatlichen Reſerbate durchaus
weiter beſtehen ließe, ein großes finangzielles Jntereſſe.

Abg. Dr. Müller-Meiningen (Freiſ. Vp.): Die Antwort, die
wir heute auf unſere Reſolution erhalten haben, müſſen wir ſkep-
tiſch betrachten; hätte man wirklich etwas tun wollen, ſo hätte
man uns nicht 13 Monate auf die Antwort warten laſſen. Sie
verſchiebt die Angelegenheit auf den Nimmerleinstag. Der Bun-
desrat will uns eine Denkſchrift vorlegen, die von Beamten aus
gearbeitet werden ſoll. Der Reichstag hat aber ausdrücklich eine
ſolche bureaukratiſche Denkſchrift abgelehnt, und eine von Männern
der Praxis verlangt, von Geſchäftsleuten, Militärs, Technilkern,
wobei nur einzelne Bureaukraten mitwirken ſollen. Auf dieſem
Standpunkt müſſen wir beharren. Der Verkehrspartikularismus
iſt der unſtnnigſte und ſchädlichſte. Das beweiſt auch die Verkehrs
ſteuerung. Der Vizekanzler würde ſich durch tatkräftige Förderung
der W des Eiſenbahnweſens ein großes Verdienſt er
werben. ifall b. d. Freiſ. Vp.) e

Miniſter Breitenbach: Herr Abg. Müller-Meiningen ſpricht
von einem Bankrott des deutſchen Eiſenbahnweſens. Demgegen-
über verweiſe ich auf die ungeheuren Leiſtungen der deutſchen
Eiſenbahnen im Kriege. Es iſt mir unverſtändlich, wie ein hervor
ragendes Mitglied dieſes Hauſes angeſichts ſolcher Leiſtungen in

r eit das e Ei 27 troditieren4* in W a vabdhte2 e V 3 ter der preude beſten wohl fahtt Eine, Ein
mmiſſion iſt bei der außerotdentberufung der gewünſchten

lichen Belaſtung des geſamten Eiſenbahnperſonals, auch der höheren
Beamten, zwecklos. Da das e Material noch nicht vorliegt,
würde ſie zum reinen Diskutierklub werden. An ſich bin ich durch
aus kein Gegner der Fachkommiſſion. Aber angeſichts der Lei-
ſtungen der deutſchen Eiſenbahnen während des Krieges hat der
Reichstag keinen Anlaß, durch Annahme der vorliegenden Reſo-
en den Eiſenbahnverwaltungen ein Mißtrauensvotum zu er-
eilen.

Abg. Schirmer (Zentr.) wendet ſich gegen die Reſolution, die
ein unberechtigtes Mißtrauen gegen die Eiſenbahnverwaltungenbedeute; die ganze Tendenz des Antrages iſt verwerfen. Eine

zentrale Verkehrsverwaltung könnte den lokalen Jntereſſen in
keiner Weiſe gerecht werden.

Abg. Schwabach (Natl.)2 Den hervorragenden der
einzelſtaatlichen Eiſenbahnberwaltungen bringen wir alle Anerken
nung entgegen. Eine Vereinheitlichung des Eiſenbahnweſens im
Reich findet zur Zeit in Preußen Widerſtand. Aber es iſt ſehr
möglich, daß bei einem veränderten Wahlrecht di Mehrheit in
Preußen der Mehrheit im Reichstag ähnlich wird und dann wird
auch die Stellungnahme Preußens in diefer rege eine andere
werden. Ein Mißtrauensvotum gegen die Eiſenbahnverwaltung
liegt in unſerem Antrag durchaus nicht.

Abg. Frhr. von Gamp u Miy Wir proteſtieren ebenfalls
egen die Aeußerung des Abg. Müller-Meiniugen. Unſere Eiſen

nen brauchen den Vergleich mit irgendwelchen Eiſenbahnen der
Welt nicht zu ſcheuen. (Bravol rechts.)

Abg. Brandes (U. Soz.) bringt Klagen über zu geringe Be-
zahlung und ſchlechte Behandlung des Eiſendahnperſonals vor und
befürwortet die Vereinheitlichung des deutſchen Eifenbahnweſens.

Nach weiteren Bemerkungen des Abg. Stubmann (VNaktl.)

ſchließt die Debatte 39Die Abſtimmung über die Reſolution wird auf die dritte Le
ſung vertagt. Der Etat wird bewilligt, ebenſo debattelos der Etat
des Reichstags.

Damit iſt die Tagesordnung erledigt.
Dienstag 1 Uhr: Anfragen. Steuervorlagen.

Der Krieg zur See.
Der zerſtörte Schiffsraum im März.

W. T. B. Berlin, 22. April. J Monat Mätz ſind nsge
ſamt 689 000 BRT. des für unſere Feinde nuhbaren Handelsſchiffs-

Der unſeren Feinden zur Verfügung ſtehende Well Handelsſchiffs
iſt ſomit allein durch kriegeriſche Maßnahmen fell Kriegsbeginn

um rund 16 469 000 BRT. verriggert worden.
Der Chef des Admiralsſtabes der Marine.

Jrlands Widerſtand gegen die
Dienſtpflicht.

Amſterdam, 22. Aprik. Allg. Handelsblad meldet aus London:
Man ſchätzt die Zahl der Perſonen in Jrland, die dürch das von
den Biſchöfen und politiſchen Führern o ene Gelöbnis
zum Widerſtand gegen die Dienſtpflicht verpflichtet ſind, ſchon jetzt
auf etwa drei Millionen.

Jn Jrland floß bereits Blut. Eine Polizeiſtation am
Bahnhof Portatleg wurde von Sinnfeinern angegriffen, die
den Schutzleuten die Waffen abnehmen wollten. Andere Schutz
leute bamen hinzu und feuerten auf die Sinnfeiner. Ein junger
Mann wurde getötet, ein zweiter tödlich verwundet.



Der deutſche Reichskanzler für die

cärdiſd eſtiändi che Korn im r Haupt i e z. ar.
ordmung beſtand aus dem Herrn von Dellinghaufen als Führer,Herrn von Stryck, als der ſwländſ er, Herrn
von Brevern, als Vertreter de eſtniſchen Landgüter, Herrn

meiſter e -3 als Vertreter n Paſtor Hahn-Reval, als Vertreter der Geiftlichkeit, ürger-

e en er als erStadtverordneten von Bulmering und Kra fern r

Jhnen, den heute n Vertretern des gemeinſamen Lan
esrats von Livland, Eſtland, Riga und Oeſel, den wärm

r das durch ihre Beſchlüſſe h Perſon bewieſene Ver
uen auszuſprechen. Der ormarſch der deutſchen Truppen

und der Friedensvertrag von Breſt-Litowſt brachte Jhnen die Erlöſung
don ſchwerer Bedrängnis und zugleich die Möglichkeit, diejenigen ſtaat
lichen Einrichtungen zu ſchaffen, die den W und Bed en der
Bevölkerung entſprechen.

Narhdem der vereinigte Landesrat von Livland, Riga und Oeſel
als die von den verfaſſungsmäßigen Körperſchaften berufene Ver
tretung der Bevölkerung dieſer Länder ſich vertrauensvoll an ihn ge
wandk hat, erklären Seine Majeſtät ſich bereit, dieſen Ländern den
e kchen Schutz des Deutſchen Reiches angedeihen zu laſſen und ſie

r

endgülligen Durchführung der Leoslöſnung von Ru
wiürkſam zu unterſtützen. Seine Majeſtät werden ſodann gern
bereit ſein, im Namen des Reiches auch formell die losgelöſten
Gebiete als ſelbſtändige Staaten anzuerkennen.

Seine Majeſtät begrüßen den von dem Landesrat ausgeſprochenen
Wunſch, daß aus Kurland, Lipvland, Eſtland, den vorge-
kagerten Jnſeln und der Stadt ein einheilicher,
geſchloſſener, monarchiſch-konſtitutioneller Staat
mit einheitlicher und Verwaltung gebildet werden ſoll und
wollen gern mit Rat und Tat zur Herbeiführung dieſes Zuftandes hel-
en. Auch ſind Seine Majeſtät gern bereit, die Schaffung eigener
andeseinrichtungen für Livland und Eſtland zu r die bis

W ſtaatlichen Zuſammenſchluß der baltiſchen Gebiete die Verwaltung
ivlands und Eſtlands führen ſollen.

Mit beſonderer Freude und Genugtuung hat es Seine
Majeſtät erfüllt, daß ſie dem Dankgefühl ihrer Länder durch den Wunſch
Ausdruck verliehen haben, daß der neu zu bildende Staat dem Deut
47e3 Reiche durch eine Perſonalunion mit der

rone Preußens enger verbunden werden möge. Dieſe
Bitte wird wohlwollend geprüft und die allerhöchſte er wird
dem Landesrat nach Anhörung der zur Mitwirkung berufenen Stellen
mitgeteilt werden.

Seine Majeſtät werden ferner bereit ſein, nach Loslöſung der bal-
kiſchen Gebiete von Rußland allerhöchſt ihre Zuſtimmung dazu zu
erteilen, daß zwiſchen dem Deutſchen Reiche und dem aus den I ſten
Gebieten gehildeten Staat die erforderlichen Militär-, Münz-,
Verkehrs-, Maß-, Zoll- u. ſonſtigen Konventionen ab-
geſchloſſen werden. Seine Majeſtät läßt den Landesvertre n
ſeinen kaiſerlichen Gruß entbieten und ihren weiteren Arbeiten für die

der von ihnen vertretenen Gebiete reichſten Segen
wünſchen.

Die deutſch-holländiſchen Wirtſchafts

and denn dar Meclängeenng de an Jehres ab
laufenen Wirtſchaftsvertrages mit Holland a nach dem Berl.

Ho

2

gbl. im vollen Gange, aber noch nicht ab ſſen. Die Ver-
i n laufen darauf hinaus, daß wir and Kohlen und

olz liefern ſollen, während wir unſererſeits von Holland aus
eigenen holländiſchen Vorräten Lebensmittel, insbeſondere Butter,
Käſe, Gemüſe und Fette erwarten. Neben dieſen Verhandlungenfinden zur Zeit noch Verhandlungen zwiſchen einer hellandiſchen

und einer deutſchen Kommiſſion ſtatt zur Herbeiführung einer
Vereinbarung betr. den n n von in holländiſchen Häfen
liegendem Schiffsraum gegen e die ſich in der Macht der
Entente befinden und die Brotgetreide nach Holland bringen ſollen.

Ein ſchwediſcher Sozialdemokrat zur
Frage der Schuld am Kriege.

CB. Ein ſchwediſcher Sozialdemokrat hat Aftonbladet vom 8. April
einen Artikel überſandt, den er „Ungerechtfertigte Beſchuldigungen“
überſchrieben hat und in dem über die Schuld am Weiltkr ege An

ten geäußert werden, wie man ſie von ſozialdemokratiſcher Seite
Schweden ſonſt nicht zu hören gewöhnt iſt. Er ſchreibt die

Schuld am riß hauptſächlich dem engliſchen Kon
kurrenzneid zu, weiſt nach, daß England kleinen Völkern gegen
über ſtets eine um Ausbeuterpolitik getrieben habe, und
daß es dieſelben Methoden gegen den gefährlicheren größeren
Konkurrenten, Deutſchland, angewandt hätte. Dann fährt er fort:

Es ſieht aus, als ob man von gewiſſer Seite fordern wollte, daß
Deutſchland ohne Murren in dieſe hinterliſtige Unterdrückungs
und Knebelungspolitik hätte finden ſollen. Deutſchland ſollte es
offenbar nicht erlaubt ſein, ſich davor zu ſchüten. Die Leute,
welche ſo laut in dieſer Sache Moral predigen, ſollten ſich klar

daß eine ſolche Se ganz ein unmoraliſch iſt.
Es iſt Deutſchlands Recht und Pflicht rer ſeine Jntereſſen zu
wahren und ſich gegen Meuchelmord zu ſichern. Von dieſem Stand-

nkt aus iſt es wahr, daß Deutſchland für ſein Leben kämpft.
t der Schreiber den Krieg nicht als das richtige Schutzmittel

anſieht, iſt eine Sache für ſich. Wie die Lage und die „Regeln“
des internationalen Zuſammenlebens nun einmal ſind, tat Deutſch
land den einzigen Schritt, den es für er und wirkſam genug
hielt. Seine militäriſchen Rüſtungen ſind nur der Ausdru für
die Auffaſſung aller leitenden Männer in der wo
die Rettung aus einer derartigen g zu e. Es iſt
grobes riſäertum, wenn die Milliatdäre Amerikas und die
weltverſchlingenden Kaufmannsintereſſen Englands die Fppierungen
der n Länder die öffentliche rn mit ſa,onen
Redensarten über den ideellen Zweck ihres Blutvergießens düp eren
laſſen. Wo der kraſſeſte aller Egoismen ſo unperhüllt einhe
wie in der Politik Ameritas Englands Staliens, da gibt es
keinen Raum für Jdealität und es iſt eine Schande, auch nur
davon zu ſprechen.“

Torpedierung italieniſcher Poſtſchiffe.
Aus Rom wird 22. il gemeldei: Der Dampfer Trip o ti, der den Dienſt zwif bulen und dem Feſtl verſieht,

v e nachts e n Jr rineminiſter hat eine r e

nd n den gengen

w. 477. SNampt vm e

Anhaltender Geſchützkampf in Jtalien.
Wien, 22. Br. Amtlich wird verlautbart: Der Geſchützkampf

an der Tiroler Südfront und in den Sieben Gemeinden hält an.
Der Chef des Generalſtabes

Kriegspſychoſe in den Vereinigten
Staaten.

Die Ausbrüche krankhafter Kriegswut und fanatiſchen Deutiſchen
haſſes, die von Zeit zu Zeit aus Amerika zu uns herübertönnen, ſtehen
r den bekannten Tiraden der engliſchen Hetzpreſſe nicht nur in keiner

eiſe zurück, ſondern ſcheinen ſie noch überbieten zu wollen. So e
ſich Atlante Conſtitution vom 24. Februar in folgenden wilden
Kriegsphantaſien: Jeder amerikaniſche Bürger, der dieſes Ehrentitels
würdig iſt, hat die felſenfeſte Ueberzeugung daß wir dieſen ge
winnen müſſen. Ein Friede, der geſchloſſen wird, ſolange noch ein Atom
deutſcher Macht vorhanden iſt, kann nur ein vorübergehender Friede
ſein; denn Deufſchland iſt heute feſter denn je dazu entſchloſſen, dem

verbleiben, denn wie ein Krebsſchaden würde ſie ſich weiterentwickeln
und über kurz oder lang wieder giftige Sprößlinge hervorbringen.
Deutſchland, nicht vollſtändig vernichtet, würde mit Hilfe ſeiner Bundes
7 nach Ablauf von 25 Jahren imſtande ſein, eine Armee von

Millionen Mann auſzuſtellen, um, geſtützt auf dieſe Macht, die
Welteroberungspläne in die Tat umzuſetzen, die heute am Widerſtande ſeiner Feinde ſcheitern mußten. Um dies zu verhindern,

r der Krieg unter allen Umſtänden bis zu einem abſoluten und
endgültigen Siege über Deutſchland fortgeſetzt werden,
e h ehe de er hege en ſed, Deriigiens

m we r u
der Krieg ſelbſt 100 Jahre dauern ſollte, es wäre nicht zu
lange im Hinblick auf den Preis, für den wir kämpfen: die voll
ſtändige und endgültige Zerſchmetterung Deutſch-
land s.

Politiſche Aeberſicht.
Keine Verhandlung über die Friedensreſolution.

Die Rorddeutſche Allgemeine i en Die Mit-
u

teilung einer Korreſpondenz, daß zwiſchen erung und Reichs
tagsmehrheit Verhandlungen über die Außerkraftſetzung der
Friedensreſolution vom letzten Sommer ſchweben, iſt, wie wir
erfahren, unrichtig.

„Falſche und verhängnisvolle Logik.“
Den bürgerlichen Politikern, die der Reſolution bom 19. Juli

zugeſtimmt hatten, unter dem Eindruck der Weſtſiege aber von
dieſer Reſolution abrückten, lieſt Prof. Dr. Rode im Fränkiſchen
Kurier dehörig den Text. Er bezeichnet es als „eine falſche und
verhängnisvolle Logik“, wenn man ſich i unſere Siege im
Weſten zum Verzicht auf einen ehrlichen Friedens und Ver
ſtändigungswillen verführen laſſe und fährt fort: „Jm Gegenteil,
je völliger wir ſiegen, deſto günſtiger iſt die Lage, um frei und v
Mäßigung zu beweiſen und die künftigen Lebensbedimzungen für
die guf nachbarliches Vertragen angewieſenen Staaten ruhig feſt
zuſtellen. Ohne eine ſolche Politik werden wir das Ziel, um das
es uns allen zu tun iſt, nicht erreichen, wir mögen noch ſo viel
ſiegen. Das Gebot der Stunde heißt alſo für die Fortſchrittliche
Volkepartei und für die Reichstogsmehrheit überhaupt nicht: um
fallen und ſich durch die Siege im Weſten das Konzept verrücken
laſſen. Sondern im Gegenteil: Aus den Siegen, für die wir
nicht dankbar genug ſein können, die Kraft und Ruhe, gewinnen,um die wirklide Weltgeſamtlage zu überſchauen, zu erwägen, zu
durchdringen und von da aus eine Politik zu machen, die uns eine
Zukunft ſichert. Je gr die Siege, um ſo ausſichtsreicher, aber
auch um ſo notwe die Verſtändigung.“

Umſtände der erenh und nſt feſtzu laſſen. nterſuchung daß der Kommand
die Vere der den Auftrag hatte, die Se zu e ten e der n

enkung verantwortlich zu machenmrinktejegegen geſtellt. Au wurde bei der großen Bedeu-
tung des Sardinien und dem Feſtlande ein Ausſchuß
ernannt, um eine weitere Unterſuchung über dies ſchmerzliche Ereignis
anzuſtellen. Auch kſind ferner Maßnahmen getroffen n, ume Sicherheit der Verbindung zwiſchen Sardinien und dem

nde zuzu ermögli z 5Jm italieniſchen terpellierte Carapetti über die TorpeSenate inder beiden Poſiſchiffe Tripoli und Ben afi in der Nvom 17. zum 18. en t erhalb des Buſens von Kranci und ngg

Aufklärung.

8 Und wenn

folgende Anträge eingebracht:1 veredleſen v
vonangewieſenen

3 M. für den Tag er

dürfnis e vrnee bei

e

Anträge zum Militäretat.
Die ſozialdemokratiſche hat im Hauptausſchuß

den Re un ler zu eEntſchädi r au2 n 280 n n Berlin
e2. r hinzuwirken, daß den deutſchen Kriegsgefangenen die

angenſchaft als Dienſtzeit angerechnet wird;
en des Mannſchaftsſtandes, ſoweit ein Be
r Entlaſſung aus dem Heeresdienſt eine

re Uniform und ein Paar gute Stiefel koſtenlos überlaſſen
werden;

daß

4. zu veranlaſſen, daß die Verordnung vom 24. Januar 1918,
betreſen Wegfall von Zulagen, ſchleunigſt aufgehoben wird;

mit aller Beſchleunigung eine der Bezüge der mili
Friedenspenſionäre aus dem Mannſchaftsſtande herbeizu

en6. dahin zu wirken, daß den länger als drei Jahre dienenden
Mannſchaften eine Zulage, nach der Länge der Dienſtzeit bemeſſen,
gewährt wird.

Die Anterſtützung arbeitsloſer Tabakarbeiter.

Die Deutſche Zentrale für Kriegslieferung inMinden hatte in einer Eingabe an den Reichekan ger
den Vorſchlag gemacht, die Unterſtützung arbeitslos werdender
Tabakarbeiter anders zu regeln, die Drittelung aufzuheben und
den Gemeinden fünf Sechſtel der Unterſtützungsſumme zu vergüten.
Das letzte Sechſtel will die Zentrale erſetzen. Zu dieſem Zwecke
hat die Zentrale vorläufig ſechs Millionen Mark aus ihren reichen

itteln zur Verfügung gebe t.
Die Antwort des Reichskanzer iſt aber eine Ent-

täuſchung für die Tabakarbeiter und ſicher auch für
die Zentrale. Der Reichskanzler begrüßt den Beſchluß der
Zentrale freudig. Die Bundesſtaaten ſind erſucht worden, den in
Betracht kommenden Gemeinden und Gemeindeverbänden Kennt-
nis von dem Beſchluß zu geben und nachdrücklich auf das Zu-
ſtandekommen von Erwerbsloſenfürſorgeeinrichtungen hinzuwirken.Der Reichskanzler hält es aber nicht für angän ſ die. von der

entrale vorgeſchlagene Erweiterung der üntegtüuung, wie ſie

r die Textilarbeiter aus beſonderen Gründen beſteht, auf die
abakarbeiter auszudehnen. Für die Tabakarbeiter ſeien die Be

ſtimmungen des Bundesrats vom 1. Dezember 1914 und 13. April
1016 ausreichend; dagegen hält der Reichskanzler die Vorſchläge
der Zentrale zur Durchführung der Erwerbsloſenfürſorge für

h vurg entſprechend.
ach dieſem Beſcheid ſoll es alſo bei dem Zuſchuß der Ge

meinden von ein Drittel der gezahlten Unterſtützung bleiben.
Die Zentrale wird den Gemeinden aber ein Sechſtel erſetzen, ſo
daß praktiſch genommen durch den Zuſchuß der Zentrale die Ge
meinden wie bei den Textilarbeitern auch nur ein Sechſtel auf
ubringen haben.

Die Mindener Zentrale x mit den Bundesſtaaten
in Verbindung geſetzt und hofft, es auf dieſem Wege gelingen
wird, eine brauchbare Erwerbsloſenfürſorge für die ardeitsloſen
Tabakarbeiter in allen Gemeinden z ſchaffen. Es müßten ja auchrückſtändige Gemeinden ſein, die bei einem ſo geringen de

von nur ein Sechſtel ihre bedürftigen Gemeindemitglieder ohne
Unterſtützung ließen.

So wie eßt die meiſten Gemeinden die Unterſtützungszahlung
handhaben, ſteht zu befürchten, daß die Zentrale ihre bewilligten
ſechs Millionen gar nicht los wird, auch wenn zum Herbſt die ganze
Tabakinduftrie infolge Tabakmangels ſtillgelegt werden müßte.

Aus der Partei.
Der Kampf um das Vereinsvermögen.

Jm Auguſt 1917 trat ein Teil der Mitglieder des ſozial-
demokratiſchen Veteins Hocken heim unter Mißachtung aller
demokratiſchen Grundſätze zu den Unabhängigen über. Eine Mit
gliederverſammlung vom 12. Auguſt 1917 beſchloß, am 9. September
eine Verſammlung abzuhalten, um dort über einen Antra den
„Uebertritt zu den Unabhängigen“ zu vollziehen, ſich ſchlüſſig zu
werden. Die Leitung des Ortsvereins, die ſich zu den Una
hängigen bekannte, fürchtete die in dieſer Verſammlung zu erwar-
tende politiſche Abrechnung und erzwang den Uebertritt in einer
ſchon am 23. Auguſt 1917 abgehaltenen „außerordentlichen Ver-
fammlung“, die von 25 Mitgliedern beſucht war, wovon 22 für
und drei gegen den Uebertritt ſtimmten. Zu dieſer Verſammlun
waren nicht alle Mitglieder eingeladen. Am 29. Auguſt beri
der Parteiſekretär des Wahlkreiſes Mannheim zu dem Hocken
heim e eine Mitgliederverſammlung ein, die von 36 Mitglie
dern beſucht war, und dieſe es den Verein auf der früheren
Grundlage weiterzuführen. Die 23 Mitglieder, die den Uebertritt zu
den n en beſchloſſen hatten, beſchloſſen gleichzeitig, das Bar
vermögen des Vereins und die Vereinsutenſilien für ſich zu behalten.
Es handelt ſich um einen Barkaſſenbeſtand von 418.09 M., um eine
rößere Vereinsbibliothek ſowie um ſonſtige Vereinsutenſilien.Vi der ſozialdemokratiſchen Partei treu gebliebenen Mitglieder

beſchloſſen. das Vereinsvermögen und die Vereinsutenſilien für
ſich zu beanſpruchen. Ein entſprechender Beſchluß wurde gefaßt
und der Wahlkreisvereinsvorſtand beauftragt, das Weitere zu
veranlaſſen, um das Vereinsvermögen wieder zurückzugewinnen.
Vom Parteiſekretär Genoſſen Strobel wurde die gütliche Heraus-
gabe der Vereinsutenſilien und des Varvermögens von der Leitung
des Unabhängigen svereins verſucht. Darauf ließen ſich die
Unabhängigen jedoch nicht ein, und in einem von ihnen herausegebenen glatt debauy en ſie, daß die der ſozialdemokratiſchen

Partei treu gebliebenen tglieder nicht den alten Verein bilr daß ihre wereigen eine neue Vereinsgründung
darſtelle. Es wurde Klage noiwendig. Durch eine einſtweilige
Verfügung wurde das Barvermögen und ein Teil der Vereinsutenſilten in behördliche Verwahrung genommen. Am Freitag,

19. April, wurde nun nach mehreren Terminen von dem
mer Landgericht das Urteil verkündet. Dieſes Urteil

hat das Vereinsvermögen und die Vereinsutenſilien den Mit
gliedern, die der ſozialdemokratiſchen Partei treu geblieben ſind,
ugeſprochen, den Unabhängigen wird jeder Anſpruch darauf be

tten.

Letzte Vachrichten.
Verlig, den 22. April. Der türkiſche Generalkonſul in Berlin,

Omer LutfiBei, iſt heute vormittag in einem Sanatorium nach
einer Operation, die infolge eines Bruchleidens notwendig ge
worden war, geſtorben.

e e e e e e eStädtiſcher Vahrungsmittelverkauf.
Eier. Mittwoch, vormittags von 8-12 Uhr Rr. 17 501-—22 500

nachmittags 2——6 Uhr: Nr. 22501-28 der Lebensmittel
in der Talamtſchule. Jede Perſon ein Stück für

3 ennig.
Quark. Mittwoch auf Abſchnitt 4 des beſonderen Bezugsſchein

ſ7r Kinder und der Lebensmittelſcheine Nr. 49 001-56000
n den Milchhandlungen von Hin

Jäckſch, Große Brunnenſtraße 16. Jede
zum iſe von 37 Pfennig.

erſon i Pfund
Große Goſenſ 21.



Gebührenordnung Hebammendes ne Merſeburg.
(Amtsblatt St. 39, S. 299.)

Auf Grund des F 1 des Ge be
Hebammen vom 10. Mai 1908 (G. 108

Re x r. e aſtehen für ihre t Leiſtungen Gebühren nach Naßgabe der

den Beſtimmungen zu:
S 2. Die niedrigſten Sätze gelangen zur An wenn nach

weisbar Unbemittelte oder Armenverbände die Verp ſind. 7
ſinden ferner Anwendung, wenn die Zahlung aus nden Mitteln einer milden Stiftung, eines Organes r
Zwangskrankenverſicherung (Gemeindekrankenvetriebs, Bau, Jnnungs, Knappſchafts, ein eſchriebene en in) z
leiſten iſt, ſoweit nicht beſondere Schwierigkeiten der Leiſtung
h e ZJeitaufwandes einen höheren Satz rechtfertigen.

Im übrigen iſt die Höhe der Gebühr innerhalb der ſeſtgeſegten Stehen na a den beſonderen Umſtänden des einzelnen Falles,

wsbeſondere nach der Schwierigkeit und Zeitdauer der Leiſtung und
nach der Vermögenslage der Zahlungspflichtigen zu bemeſſen.

8 4. Die in den Nummern bezeichneten Leiſtungen
unterliegen nachſtehenden hrenſätzen:

1. Für den Beiſtand bei einer regelmäßigen Geburt für die Dauer
bis zu 12 R 6 bis 10 Mark, für ſede folgende Stunde 0:50

bis 1 ark2. Für den Beiſtand bei einer Zwillingsgeburt, einer regelwidrigen
Geburt, einer mit Blutungen oder dern Folgen oder mit Eklampſje
mit Löſung der Nachgeburt oder mühſamer Wiederbelebung r
Kindes verbundenen Geburt erhöht ſich der Anfangsſatz zu
auf 7.50 bis 15 Mark.

3. Bei einer Entbindung, zu der ein Arzt zugezogen wurde, erhöht
ſich die Gebühr in 4 und 2 um 1 Mark.

4. Für den Beiſtand bei einer Fehl- oder unzeitigen Geburt oder
bei der Abnahme einer Mole für die Dauer bis zu 6 Stunden:
3 bis 6 Mark. Für fede folgende Stunde: 0.50 bis 1 Mark.5. Für jeden vorgeſchriebenen Wochenbeſuch einſchließlich der dabei
erfolgenden Unierſuchungen und Verrichtungen, wie Ausſpülungen,

Kliſtierſetzen, Kathetriſieren, Baden und Wickeln des Kindes, für
ſede angefangene Stunde bei Tage: 0.75 bis 1.50 Mark, bei Nacht

das Doppelte.
6. Für jeden ſonſtigen Beſuch einſchließlich der dabei erfolgenden

Unterſuchungen und Verrichtungen für jede angefangene Stunde
1.00 bis 1.50 Mark. Bei Nacht das Doppelte.

7. Für eine Tagewache außerhalb der Zeit der Geburt Beſuch
eingeſchloſſen): 3 bis 5 Mark, für eine ſolche Nachtwache: 4 bis
6 Mark, für eine ſolche Tag und Nachtwache. 6 bis 8 Mark.

8. Für eine Raterteilung in der Wohnung der Hebamme bei Tage:
0.50 bis 1 Mark, bei Nacht das Doppelte.

9. Für eine Unterſuchung in der Wohnung der Hebamme bei Tage:
0.50 bis 1 Mark, bei Nacht das Doppelte.

10. Für ein ſchriftliches Zeugnis außer der Gebühr für die Unter
ſuchung oder den Beſuch: 0.50 Mark.

Als Nacht im Sinne vorſtehender Vorſchriften gilt in den Monaten
April bis September die Zeit von 10 Uhr abends bis 7 Uhr morgens,
in den anderen Monaten die Zeit von 10 Uhr abends bis 8 Uhr
morgens.

S 5. Bei Verrichtungen in Häuſern, die mehr als 2 Kilometer
don der Wohnung der Hebamme entfernt liegen, ſind der r
jalls ihr nicht freies Fuhrwerk geſtellt wird, ſowohl für den Hin als
für den Rückweg entweder die baren Auslagen für tatſächlich benutzkes

Fuhrwerk oder 0.25 Mark Wegegelder für jedes zurückgelegte Kilometer
Landweg bezw. die Fahrkoſten der dritten Wagenklafſſe bei Benutzung
der Eiſenbahn oder der Fahrpreis der Straßenbahn bei deren

2 erſtatten. t

die Gebühren der
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Frhr. u r
Bekanntmachungbetreffend veie gadehe Weltceer- für gewerbliche wen u

n Kohle, Koks und Brikeits.Auf Grund er 8 1, 2, 6 der Verord des.über lung des t vom e(R. G. BI. S. 167), der 88 1 nBurndesrats über flicht vom 12. Juli 1017 (K

über die Beſtellung eines Reilung vom 28. Februar 1917 (R. G. BI. S. 1 o r
1. WMeldepflichtige Perſonen und Zeitpunkt der

I. Zur Ausſtellung der Reichs- Jahres karte ſind alle
werblichen Verbraucher von Kohle, Koks und Briketts
die gemäß der Bekanntmachung vom 15. April' 1918 zur Ein
reichung einer Meldekarte über ihren Kohlenderbrauch und bedarf
im Monat Mai verpflichtet ſimd.

II. Die Reichs Jahres-Meldekarte iſt zuſammen mit der im

t J r u 2 der h v 1. bis5. Mai einzureichen nreichen ei rſelben anderemacht auch die eingereichte Karte nwirtſem.
g 2. Jnhalt der Meldung. I. Der Inhalt der Meldung e

fich aus dem hierfür ausgegebenen amtlichen Vordruck (g 8,der in allen Teilen genau auszufüllen iſt. Die Mengenangaben
haben in Tonnen gleich 1000 Kilogramm zu erfolgen.II. Als „voller Monatsbedarf im Winter 1918/19 (Rerhe 9)
iſt diejenige Menge einzutragen, die der Verbraucher im Monats
durchſchnitt des Winterhalbjahres Oktober 1918/ März 1919 bei
normalem Betrieb unter der Annahme, daß in dieſer Zeit die
gegenwärtigen Kriegever hältniſſe andanern, nötig zu haben a

I. s „Mindeſtmonatsvedarf bei ſchärfftem Wagenma
(Reihbe 10) iſt die geringſte Monatsmenge eingutragen, die derbratcher in Anbetracht ſeiner etwaigen beſonderen Kriegewichtig-

keit ſelbſt im Falle ſchärfſten Wagenmangels unter allen Umſtänden beanſpruchen zu müſſen glaubt. Tatſachen, welche dieſe
en Kriegewichtigkeit begründen, ſind unter Bemerkungen
an IV. Kampagnebetriebe, deren Kampagne in das Winierhalbjahr
fällt (Rohzuckerfabriken uſw.) und die ſich in den Somimermonten
für die Kampanne mit Brennſtoffen bevorraten, haben in Reihe 9diejenige Menge einzutragen, die ſie in Jnagermonaten ins
geſamt auf Vorrat beziehen wollen. Jn Reihe 10 jſt von m
diejenige Menge anzzugeben, die ſie während derMonaisdurchfchitt der Kampagne ſelbſt woch beziehen müſſen. vie

Eintragungen in Reihe 9 und 10 haben von den Kampagnebetrieben
mit roter Tinte zu geſchehen (z. B. eine Rohzuckerfabrik, deren
Ka 3 Monate dauert, hat einen Geſamtkampagneverbrauch gevon i Tonnen und in den Sommermonaten 7000 W
auf Vorrat begiehen. Es ſind mit roter Tivie einzutragen:Reibe 9 7000 Tonnen, in Refhe 10 2000 Tonnen. d. i. i 000

r 7000 geteilt durch 3). inn und Ende der Kampagnefind a Fuße der Karte an der herfür vorgeſehenen Stelle an

zugeben
8 3. WMeldeſtellen und Art der Meldung. I. Die Reichs

Jahres-Meldekarten ſind an dieſelben Meldeſtellen einzureichen, an

e. R.e e h
4&

handlungen„9, n pritwlen. Di Vennimhung tritt am 1. Mai
perlin 16. April 1918.

Der Neichskomwiſſar y7 3 Kohlenverteilung.
es. SBekanntmachung.

Für Milcherzeuger und m
Grund des S 8 ſern S r r

n Preisprüfung en S

W

regelung vom 25 mber/4. November 1915 (R. G
und 725) wird folgendes anbeorbnet:

Unternehmer oder Leiter von Betrieben in Halle, m
denen Milch r wird, ferner alle e Perſonga welche Milch im
Handel eder gemeinnütig abgeben, werden hiermit aufgefordert,

3 Tagen anzugeben, wieviel Milch ſie an den einzelnen
Tagen vom 15.-21. April 1918 an' Verbraucher abgegeben haben,
ferner wieviel Milch fie an dieſen Tagen bezogen haben und von
went.

Für die Anmneldungen werden im Stadternährumgsamt Markt.plaß 22, Zimmer 35) Vordrucke ausgegeben ß

8 2Die NMilchabgeber in Halle haben d mit den Anmel-

e gemäß 8 12 der Verordnung des Magiſtrats vom 30. Jan.
8 gerzugeben, wie viele Kunden bei ihnen angemeldet ſind, wie

groß die Milchmenge iſt, welche an die Kunden abgeliefert werden
und welche Remgen tatſächlich an die Kunden geliefert worden

s 8Wer dieſe Anmeldungen unterläßt, wiſſentlich unrichtige oder
unvollſtändige macht, wird gemäß 17 der oben genannten
Verordnung rats mit Gefängnis bis zu ſechs Monatenoder an Eis 1600 Mark beſtraft.

Halle, 20. April 1918. Der Magiſtrat.
Bekanntmachung.

Semäß den von der Provinzialſtelle für G

S r erpreiſen werden die Groß undſür v vom 23. April 1918 v
t E is: 14 Pf., ge r t Lieder r vi-

Der Wegee den 22. April 1918.

Die der in der Verlängerung der Kleic n See
Bekanntmachung.

welche die MaiMeldekarten gemäß der Bekan15. April 1918 5 und an ſind. Die Se e wird hiermit aufgehoben.
den 20 April 19185. Die PollzeiderwallnggRelbnngen durch die Lieferer dat derart u geſchehen daß Ä

Bekanntmachung.
Freibank Verkauf.

Zum FreibankVerkguf am 24. April 1918 werden
die Jnhaber folgender Nummern zugelaſſen
Um 7 Uhr Rr. 9151--9250, um 9 Uhr Nr. 9351 9500.
v 8 7 7 9251-9350

Halle, den 22. April 1918. Der Magiſtrat.

statt.
Himmelfahrtsfestes und des 2.
sich an die Nachmittags Besprechung. ein Besuch der

g an mit Vorführung der
Beschäftigung und der Spiele der kleinen Kinder.

Eintrittsgeld: Montag vormittags 1 M., an den übrigen
Tagen 20 Pf.

Bethecke-Leh

wanderauszteliung

des Zentrabinsfituts für Erziehnnga. aterrictf in Berin

„Das Kleinkind“
ist geöffnet vom 29. April bis 29. Mai 1918 in der

Aula der städtischen Oberrealschule
(Staudestraße Nordeingang)

Sonntags und Wochentags von 10 1 Vhr und 7 Uhr.
An jedem Tage findet um 11 und 4 Uhr eine Führung

(mit Ausnahme des
ngstfeiertages) schließt

Montags und

mann-Stiftun

Halle, am 22. April 1918. [1132

Umpreßhüte
werben angenommen. Preis J.50 M.

Liefergzeit Wochen.
UUmasebeſu r
Geoße Auswahl in Blumen

Feitz Möſenthin
Burgſtraße J, gegenüber der Burg.

Summiſohlen
t

Jetzt sehr grobe Auswahl.

Hahe, Gr. Vrichetr. 58, H,, I. Et.

S Netaſſe,
Aumpen, Knochen, wenn hſe üeſiuhe 8

Papier

Auf Wunsch Ratenzahiungen.

N. Fuchs
Msbel-Aueetattungs-Gesehntt 945

r Damen und Kinder
n in allen Weiten,

Strümpfe
in Wolle, Baumwolle u.
Seide ſamen e renin e

Mittwoch, 24. April 1918
Anfang 7,30 Ahr Ende 1030 U
König für einen Tag.

I

n Grangda.
Als Sehneiderme vier

von See eVothhandlugg Si inne,
Ulrichſtraße 27. h R unr

empfiehlt T alle vorr e
6. heinſeth a Kehn,



r
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Halle und Saalkreis.
Halle, 23. April 1818,

Berſtaatlichung des Theaters?
Von unſeren Berliner Nitarbeiter wird uns ge

ſchrieben:

Mit der heutigen kapitaliſtiſchen Verwaltung des Theater
beiriebes ſind ſtarke Nachteile und Gefahren künſtleriſcher und
ſozialer Natur verbunden. Das moderne Theater iſt ſo wenig ein

Volkstheater, als feine Gefamtleiſtung Anſpruch erheben kann, ein
Werkzeug zur Hebung der Volkskultur entfernt in dem Maße zu
ſein, als es dringend notwendig erſcheint. Es mehren ſich die
Stimmen und Vorſchläge, einer drohender Verſumpfung der
Theaterkultur wirkſam zu begegnen So hat ſich vor kurzer Zeit ein
„Verband zur Fördevung denrtſcher Theaterkultur“ zuſammenge
ſounden, deſſen Programm klar umriſſen iſt: die Uebernahme der
Treater als Kulturſtätten durch den Staat, um ihre vollendete
Herabtwürdigung zu Erwerbsinſtituten zu verhindern.

Dieſer Tage hielt im Berliner Rathauſe Herr Dr. Ludwig
Seelig (Mannheim) im Auftrage dieſes Verbandes einen Vor
trag, der auf die Frage des Verhältniſſes des Staates zum Theater

näher einging. Er meinte, daß der Staat am Theater nicht vorüber
gehen kann, während umgekehrt das Theater ohne die Hilfe des
Staabes ſeine vollen Ziele und Möglichkeiten nicht erfüllen und ent
falten könne. Er führte ſehr glücklich Meinungsäußerungen Schillers,
Goethes, Wagners und andrer führender Geiſter und Thegterleute
der Vergangenheit wie der Gegenwart zum Beweiſe der Richtigkeit
feiner Behauptung an. Allerdings ſetzt die Fruchtbarkeit der Be
giehungen und die reſtloſe Durchführung der geſetzien Ziele einen
andern als den gegenwärtigen Obrigkeitsſtaat und ſeines Polizei
organe als Wächter künſtleriſcher Tugend voraus, nämlich den
Volksſtaat in dem erſt ein wahres Nationltheater möglich iſt. Wenn
heute die Forderung der Verſtaatlichung des Theaters erhoben wird,
ſo ſoll damit nicht die Bevormundung, weder die künſtleriſche
noch die wirtſchaftliche verſtanden werden. Unabhängigkeit und
Freiheit verſtehen ſich von ſelbſt, fo gut wie die Moral. Ein be
deutender Schritt zur Verſtaatlichung iſt die Stellung der Theater
unter ſtädtiſche Eigenregie, wie ſie ſchon in mehreren Städten durch
geführt iſt. (Mannheim, Bielefeld, Hamburg, Chemnitz u. a.) Weiter
wird die Selbſtverwaltung durch die Künſtlergenoſſenſchaft zu for
dern ſein.

Das eintrittsgeldfreie Theater iſt leider noch eine Utopie. De
Eintrittspreis hat ſich gut bewährt; erwähnt muß werden, daß die
organiſatoriſche Erfaſſung der breiten Maſſen und ihre Erziehung
zur Theaterfreudigkeit durch die Gewerkſchaften ſehr gute Erfolge
aufzuweiſen hatte.

Leider konnte wegen der vorgerückten Zeit eine Debatte, die bei

Pockenimpfungen in Halle.
Die Pocken eine liche und im hohen Grade anſteckendegraden Vor W e e r Jmpfung ſind alljähr

Uch Tauſende von n im n Reiche an dieſer Seuche
geſtorben viele Ueberlebende ſind dauernd durch Blatternarben

Ilt geblieben. Wenn heutzutage die Pocken eine faſt unbekannea geworden ſind, ſo iſt dies der überall eingeführten
zu verdanken. Faſt immer bleiben mit Erfolg geimpfte

eimpfte Perſonen von den Pocken verſchont oder werden nur eie von ihnen befallen. Der Jmpfſchutz hält re
u itlebens an, ſondern dauert durchſchnittlich 10 Jahre.

er die erſte Jmpfung nach Ablauf dieſer Friſt wiederholt
werden. Zur Jmpfung wird nur vollkommen Un licher Jmpf

verwendet deine Menſchenlhr der von geſunden
tieren entnommen und durch ſorgfältige Unterſuchung als ein

Handel und Wandel.
187 Von F. W. Hacdkländer.

10.

Familienrat.
meiner Großmutter, als es gerade

e iner Tante trot, kam ſie gerade mit einem Lichte h e ehe den Boren geblendet, die Hand
vor das Auge halten, um mich zu erkennen. Nicht ohne

e unſere Dachkamme wurde uns kein Holz
r r in Sein geliefert, da s ſtark aufs Frühjahr

anmachen laſſen, welches das Zimmer behaglichwäre v a dem Ofen lagen einige Aepfel, die an
ſtugen zu raten und unter ſinnigem Kniſtern und Pfeifen

halle, Dienstag den 23. April 1918.

Sowohl vor als auch nach der Jmpfung ſind die Verhaltungs
vorſchriften zu beachten. Werden ſie genau befolgt, ſo iſt nicht zu
befürchten, daß die Kinder erkranken.

Die öffentlichen unentgeltlichen Schutzpockenimpfungen finden
in dieſem Jahre ſtatt: in Halle- Cröllwitz am Sonnabend, 4. Mai,
nachmittags 4 Uhr, im Schulgebäude Schulberg 19; in HalleTrotha
am Montag, 6. Mai und Montag, 2. September, nachmittons 4 Uhr
im Schulgebäude Petersbergſtr. 90; in Halle- Giebichenſtein am
Freitag, den 24. Mai, ſowie Freitag, den 6. und 13. Sep-
tember, nachmittags 4 Uhr in der Turnhalle der Ober-Realſchule,
Staudeſtraße 1; in der Aliſtadt in den Monoten Mai, Juni und
September jeden Dienstag, ſowie jeden Mittwoch, nachmittags 3 Uhr
in der Turnhalle der Schule Neue Promenade 183 (Eingang durch
die Torfahrt).

den Monaten Juli und Auguſt wird öffentlich nicht ge
impft.

Pflichtig ſind die im Fahre 1917 oder früher geborenen und
die Kinder, welche bisher überhaupt nicht oder zum erſten- und
zweitenmal erfolglos geimpft worden ſind oder krankheitshalber
nichk geimpft werden konnten. Es empfiehlt ſich beim Vorſtellen
eines jeden Jmpflings, dem Jmpfarzt, einen Zettel zu übergeben,
auf dem der Name des Kindes, Ort, Jahr und Tag ſeiner Geburt,
ſowie Name, Stand und Wohnung des Vaters, Pflegevaters oder
Vormundes, nötigenfalls auch der Mutter oder Pflegemutter richtig
und deutlich verzeichnet ſind.

Aus einem Hauſe, in welchem übertragbare Krankheiten, wie
Diphtherie, Fleckfieber, übertragbare Genickſtarre, Keuchhuſten,
ſpinale Kinderlähmung, Maſern, natürliche Pocken (Blattern), roſen
artige Entzündungen, Scharlach oder Typhus herrſchen, dürfen die
Jmpflinge zum allgemeinen Termine nicht gebracht werden.

Die Eltern des Jmpflinges oder deren Vertreter haben dem
Jmpfarzt vor der Ausführung der Jmpfung Mitteilung zu machen
über frühere oder noch beſtehende Krankheiten des Kindes, ſowie
über roſenartige Entzündungen oder näſſende Hautausſchläge, von
denen etwa Perſonen in der Umgebung des Kindes befallen ſind.

Die Kinder müſſen zum Jmpftermine mit rein gewaſchenem
Körper und mit reinen Kleidern gebracht werden. Auch nach dem
Jmpfen muß der Jmpfling peinlich ſauber gehalten werden.

Jeder Jmpfling muß 7 Tage nach der Jmpfung an dem auf
die Jmpfung folgenden gleichnamigen Wochentage zu der feſtge-
ſetzten Zeit an gleicher Stelle zur Nachſchau vorgeſtellt werden,
widrigenfalls die Jmpfung als ungeſchehen gilt und ein Jmpfſchein
nicht erteilt wird. Sollte ein Kind am Tage der Nachſchau wegen
erheblicher Erkrankung oder weil in dem Hauſe eine übertragbare
Krankheit herrſcht, nicht in den Jmpfraum gebracht werden können,
ſo haben dies die Eltern oder deren Stellvertreter dem Jmpfarzte
ſpäteſtens am Tage der Nachſchau anzugeigen.

Jahre impfpflichtigen Kinder werden unter Hinweis auf die im
t 14 Abſatz 2 des Reichs-Jmpfgeſetzes vom 8. April 1874 ange
drohten Strafen bis zu 50 M. oder 3 Tagen Haft aufgefordert, mit
ihren Kindern oder Pfleglingen zu den Jmpf- und Nachſchau
terminen zu erſcheinen oder bie Zurückſtellung durch ärztliche Zeugniſſe, die der Polizeiverwaltung, Dreyhauptſtraße 4 (Zimmer 158),

vorzulegen ſind, nachzuweiſen. Jſt ein Jmpfpflichtiger auf Grund
ärztlichen Zeugniſſes von der Jmpfung zweimal befreit worden, ſo
kann die fernere Befreiung nur durch den zuſtändigen Jmpfarzt

ren die ihre Kinder nicht im öffentlichen Termin impfen
laffen, ſind verpflichtet, die Jmpfſcheine bei der vorgenannten Dienſt
ſtelle nach erfolgter Nachſchau vorzulegen.

Neben den amtlich angeſtellten Jmpfärgzten iſt auch jeder appro
bierte Privatarzt zur Vornahme von Jmpfungen berechtigt.

t Verſammlung iſt genehmigungspflichtig, ſo iſt jetzt von derd e ſchieden worden. Der Geſchäftsführer des
etallarbeiter- Verbandes in Halle, Genoſſe Gröbel, hatte der Polizei

einen ſchriftlichen Antrag auf Genehmigung einer Verſammlung ein
gereicht, die Antwort aber nicht abgewartet, ſondern die Anzeige ſchon
vor Empfang der polizeilichen Antwort aufgegeben, wodurch er gegen
den Korpsbefehl vom 20. Oktober 1917 verſtoßen haben ſollte. In der
Verhandlung vor dem Schöffengericht am 12. Februar 1918 hatte Gröbel
eltend gemacht, die von ihm einberufene Verſammlung ſei keine „öffenkch im Sinne des Geſetzes geweſen, ſie habe vielmehr den einzigen

gehabt, über eine Erhöhung der Mitgliederbeiträge zu beraten.
s Schöffengericht hatte ihn denn auch freigeſprochen, weil es die

Mitgliederverſammlung nicht als eine öffentliche anſah. Gegen das
eiſprechende Urteil hatte der Amtsanwalt Berufung eingelegt, weilbe Auslegung des Schöffengerichtes unzutreffend ſei. Die Berufung

„Guten Abend, Großmutter!“ den Faden der frommen Unter
haltung auf einmal entzwei.

„So, du biſt auch wieder einmal da?“ ſagte die Frau
und hob ihren Lichtſchirm in die Höhe, um mich anzuſehen;
die iedin aber blickte freudig von ihrer Arbeit auf und
lächelte mir herzlich zu, während ſie mir einen Stuhl an den
Tiſch ſchob, auf dem ich mich zögernd niederließ. Es war
mir gar nicht behaglich zumute; denn wenn ich mit dem her-
ausrückte, was mich heute abend hierherführte, ſo unterbrach
ich die feierliche Stimmung, in der ſich beide Frauenzimmer
befanden, doch auf eine gar zu unangenehme Art. Jndeſſen
ſchien die Großmutter ſehr gut gelaunt, denn ſie zitierte an
fangs keine Sprichwörter, ſondern fragte lachend, ob ich dem
klugen Gott Merkurius ſchon einiges von ſeinen Kniffen
und Pfiffen abgelernt? Auch erkundigte ſie ſich nach dem Be
finden des Herrn Reißmehl und nach dem Wohlſein der
Jungfer Barbara, wobei ich mit Freuden bemerkte, daß, wie
ſie dieſe Namen ausſprach, die Schmiedin ein wegwerfendes
verdrießliches Geſicht machte. Aha, dachte ich bei mir, hier
iſt es an der Zeit, einen Notanker aus zuwerfen. Nachdem
ich die Großmutter verſichert, daß ſich Herr Reißmehl ſehr
wohl befinde, ſetzte ich hinzu: „Was aber die Jungfer Bar-
bara betrifft, ſo iſt es mir ſehr gleichgültig, wie es ihr geht,

recht denn Großmutter, eine boshaftere Perſon als ſie können Sie
ſich nicht denken.“ Bei dieſen letzten Worten ſah ich die
Schmiedin an; ihr Geſicht ſtrahlte vor Freude.

„Ja,“ fuhr ich fort und nahm einen Ton an, als ſei mir
das Weinen näher als das Lachen, „ja, Jungfer Barbara
quält mich den ganzen Tag und ich ſag es Jhnen gerade her-
aus, Großmutter, daß ichs bei Herrn Reißmehl ſchwerlich
länger aushalte.“ Die alte Frau war über meine plötzliche
energiſche Aeußerung ſo erſtaunt, daß ſie mich eine Zeithang
anſah, ehe ſie ein Wort ſprechen konnte. Die Schmiedin aber
fing leiſe an zu ſchkuchzen und kontrte kaum die Worte her
vorbringen: „O Gott, o Gott Frau Paſtorin, ich habe es
Jhnen ja gefagt, ich habe es ja geſagt! Nur nicht in das
Reißmehlſche Haus, das ſchon von außen ſo finſter und un
heimlich ausſieht! Ach, der arme Schelm!“ „Ei was,“
entgegnete meine Großmutter, nachdem ſie ſich von ihrem
Erſtaunen erholt, „was, armer Schelm! Ich bitt Sie recht

Schmiedin, beſtärk Sie den Jungen nicht inen Aeußerungen über eine ſo achtbare Perſon

d

Die Eltern Pflegeeltern und Vormünder der im laufenden P

Beilage zur Volksſtimme.
2. Jahrgang.

J

hatte einen vollen Erfolg; die Strafkammer verurteilte den Angeklagten
unter Aufhebung des angefochtenen Urteils antragsgemäß zu einer
Geldſtrafe von 40 Mark oder zu acht Tagen Gefängnis. Nach dem
angezogenen Korpsbefehl dürfe keine Verſammlung ohne beſondere
polizeiliche Genehmigung auch nur angekündigt werden.

Ueber den Dienſtweg von Geſuchen an das Generalkommand
wird uns mitgeteilt: Sehr häufig werden ſeitens der Bevölkerung wie
auch von den Behörden Geſuche, die für das ſtellvertretende General-
kommando beſtimmt ſind, an den ſtellvertretenden kommandierenden
General perſönlich gerichtet. Es iſt wiederholt darauf hingewieſen
worden, daß dieſer Weg nicht im Intereſſe der Antragſteller liegt. De
der ſtellvertretende kommandierende General häufig dienſtlich abweſend
iſt, erleiden an ihn perſönlich geſandte Eingaben naturgemäß oft Ver
zögerungen. Um dies zu vermeiden, empfiehlt es ſich daher, die Ein
ſendung und Anſchrift an das ſtellvertretende Generalkommando zu
richten. Die Bearbeitung kann dann unverzüglich in Angriff genommen
werden. Dem ſtellvertretenden kommandierenden General werden die
Angelegenheiten gleichwohl unterbreitet.

Keine Kürzung der Brolrallon. Einer der Aufklärungsredner
des Kriegsernährungsamts hat kürzlich in Dresden einen Vortrag gehalten, in dem er erklärte, daß möglicherweiſe eine Verkürzung der

Brotration und vielleicht auch eine Verkürzung der Kartoffelration zeil
weilig eintreten könnte, wenn die Vorräte aus der Ukraine nicht recht
rin einträfen. Nach Angaben des Kriegsernährungsamtes ſind die

usführungen nicht richtig. Die Brotration wird bis auf weiteres
nicht verkürzt. Das Kriegsernährungsamt hofft, mit den vorhandenen
Vorräten auszukommen. An eine Verkürzung der Kartoffelration iſt
überhaupt nicht zu denken, da die gute vorjährige Ernte die Ausgabe der
SiebenPfundRation bis zur kommenden Ernte gewährleiſtete. Aus
amtlichen Stellen wird weiterhin mitgeteilt, daß kein Anlaß vorliegt,
einer neuen Rationierung von Fleiſch, Brot und Kartoffeln zur Zeit
näherzutreten. Die Verhältniſſe ſind günſtiger als 1917. Für den
Zuckerverbrauch wird den Hausfrauen in halbamtlichen Auslaſſungen
etwas mehr Sparſamkeit empfohlen für die Zwecke der Einmachzeit.

Teures und ſchlechtes Papier. Die Preiſe für Zeitungs- und
Schreibpapier, die ſchon ſeit einiger Zeit eine ungeahnte Höhe erreicht
haben, ſind in den letzten Wochen ſprunghaft emporgeſchnellt, ſo z. B.
bei weißem Karton innerhalb 8 Tagen um 25 Prozent. Ein Kilo holz-
freies Schreibpapier koſtet jetzt beim Einkauf in größeren Poſten 4 M.,
das iſt ungefähr der zehnfache Betrag gegen früher. Dabei hat es le
oft ein unreines, graues Ausſehen und entbehrt der Leimfeſtigkeit, ſo
daß man gezwungen iſt, darauf anſtatt mit dem Federhalter mit dem
Tintenſtift zu ſchreiben. Hierzu wird weiterhin noch mitgeteilt. Die
Harzzuweiſung iſt mit dem 1. April auf ein Drittel der bisherigen Menge
beſchränkt worden. Außerdem wird auch nur noch Fichten- ſtatt Kiefern
harz zur Verteilung gebracht, das an ſich weſentlich geringer leimt.
Infolgedeſſen wird es nicht ausbleiben, daß die Schreibfähigkeit der

apiere noch ganz bedeutend weiter zurückgeht, worauf aufmerkſam
gemacht wird, damit es ſpäter keine Enttäuſchungen gibt.

Beſchlagnahme von äſche und Stofſen. Durch eine Be-
r der Reichsbekleidungsſtelle iſt die im Beſitze von Ge
werbetreibenden befindliche zur Veräußerung beſtimmte, aus Web-,
Wirk- und Strickwaren hergeſtellte, gebrauchte und ungebrauchte Tiſch-
wäſche (waſchbare Tiſch und Mundtücher) beſchlagnahmt worden. Von
der Beſchlagnahme iſt diejenige Tiſchwäſche ausgenommen, die ent
weder ausſchließlich aus Natur- oder Kunſtſeide oder aus halbſeidenen
Stoffen oder aus reinem Papiergarngewebe hergeſtellt oder unge

iſt und zur Hälfte oder mehr aus Tüll, Stickerei oder
beſteht. Eine wird dagegen nicht angeordnet.

In derſelben Bekanntmachung hat die Reichsbekleidungsſtelle die entgelt
liche Veräußerung und den Erwerb gebrauchter und ungebrauchter
Tiſchwäſche der bezeichneten Art, die ſich im Beſitze von Privatperſonen
befindet, ſowie unverarbeiteter, verwebter oder gewirkter Stoffe, die

nz oder teilweiſe aus Leinen oder Baumwolle beſtehen und ſich im
ſitze von Privatperſonen befinden, verboten. Die durch dieſe Be

kanntmachung beſchlagnahmte Tiſchwäſche ſowie diejenige Tiſchwäſche
und Stoffe, die dem Veräußerungs- und Erwerbsyerbot unterliegen,
dürfen lediglich an den zuſtändigen Kommunalverband veräußert werden.

Verkeſlung von Leinennähzwirn. Die Reichsbekleidungsſtelle
macht bekannt: Mit Rückſicht auf die geringe, zur Verfügung ſtehende
Menge können nur Verbraucher, nicht auch Verarbeiter, berückſichtigt
werden, und auch nur ſolche Verbraucher, die nach näherer Beſtimmung
des Kommunalverbandes infolge ihrer wirtſchaftlichen und ſozialen Lage
durch beſonders ſtarke Jnanſpruchnahme ihrer Kleidung (z. B. durch
ſchwere Arbeit) den Zwirn zur Jnſtandhaltung der Kleidung beſonders
nötig haben. Dieſe Verbraucher erhalten vom zuſtändigen Kommunal
verbande einen Bezugsausweis ausgeſtellt und müſſen ſich bei einem
der bekanntzugebenden Kleinhändler in die Kundenliſte eintragen und
ihren Bezugsſchein abſtempeln laſſen.

wie die Jungfer Barbara Reißmehl!“ „Achtbare Perſon!“
jammerte die Schmiedin. „Ach, Frau Paſtorin, ich könnte
Jhnen eine Geſchichte erzählen doch ich ſchweige,“ ſetzte ſie
hinzu, „ja ich will ſchweigen und er ſoll erzählen, wie ihn die
Jungfer Barbara behandelt.“

Das ließ ich mir denn auch nicht zweimal ſagen und er
zählte all die kleinen freundſchaftlichen Renkontres mit Bar-
bara, in die ich durch Fanni, durch Philipp, durch die krampf
ſtillende Medizin und durch Doktor Burbus verwickelt wor
den. Daß ich die Farben etwas ſtark auftrug, kann man ſich
leicht denken und damit entſtand ein ſo grelles Bild vom
Charakter der böſen Jungfer, daß die Großmutter ernſthaft
den Kopf ſchüttelte und meine Tante, die unterdeſſen auch ein
getreten war, mehreremal ſagte: „Ah, das iſt ftark! das iſt
ſehr ſtark!“ Aber die Schmiedin erſt die lachte und weinke
durcheinander; jetzt erpreßte ihr mein trauriges Schickſal die
herbſten Tränen, und gleich darauf triumphierte ſie, daß ſte
ſich in Jungfer Barbara nicht geirrt. Jch ermangelte auch
nicht mit einzuflechten, daß ich im Geſchäft des Herrn Reiß-
mehl ſo gut wie gar nichts kerne, daß nichts anderes vor
komme, als Kaffee und Zucker wiegen uſf. „Und deshalb,“
ſchloß ich meine Klage, „will ich ebenſo gern Schneider werden,
als noch länger im Hauſe dort bleiben, wo es ohnehin ſo
unheimlich iſt, daß man nicht anders glauben kann, als es
müſſe ein Geiſt umgehen.“

Für dieſe letzte Aeußerung warf mir die Schmiedin einen
ſehr dankbaren Blick zu; ſie nahm mene Verteidigung mit
einer Zungenfertigkeit auf und unterſtützte meinen Wunſch,
das Reißmehlſche Haus zu verlaſſen, mit ſo triftigen Grün
den, daß ſich am Ende Großmutter und Tante beſtimmen
kießen, vorläufig ihre Einwilligung zu geben, wenn nämlich
der Vormund nichts dawider habe. Wer war glücklicher
als ich, daß dieſer Sturm ſo gut vorübergegangen war!
Während des Nachteſſens wurde ich ſo keck, daß ich, allerdings
vorſichtig, anfing von der Skelettgeſchichte zu erzählen, was
gie ganze weibliche Geſellſchaft. die mir aufmerkſam zu
hörte, ſo ergötzte, daß ſie, einſchließlich meiner Großmutter,
laut auflachten. Jm Eifer des Geſpräches war es ſpät ge
worden, und nachdem mir meine Großmutter feſt verſprochen
gleich morgen früh dem Vormund zu ſchreiben und ſo meine
Löſung aus den Reißmehlſchen Banden zu erlangenich auf, um mich zu empfehlen. Fortſetzung b
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Ayrſiwetier.
i Weſtdeutſchland die Witterung die ganze vorigend unfreundlich blieb, war es in den mere und

teilen während der erſten Hälfte dieſer W beinahe ſommerlich war
Dann trat aber auch hier ein kraſſer Rückſchlag ein, der zweite berei
in dieſem Frühling, und am Schluſſe der Woche zeigte das Witterungs

in ganz leuropa wiederum ein faſt winterliches Gepräge, das
im ſo ungewohnter anmmtet, als die vorongegangene Wärme die Vege-
igtion bereits zu völliger Entkfaltu ebracht hat. v Zeit befindet
ſich ganz Mittelenropa auf der Rü der ten Deprefſiton,
innerhalb der mehrere Teilminimums vorhanden ſind. Das Maximum
iſt völlig nach dem Norden und Nordweſten Eropas hinübergelangt,
ſo daß das ganze Land im Bereich kalter Nordweſtwinde iſt, die in dieſer
rrdt ſtets große Nachtfroſtgefahr mit ſich bringen, ſobald ſie bein

bzug der ſich nach Oſten oder Südoſten entfernenden Depreſſion der
Himmel aufzuheitern beginnt. Zunächſt wird die Witterung jedenfalls
rauh, katt und regneriſch bleiben; ſelbſt im günſtigſten Falle iſt die

edererwärmung vor Mitte der Woche nicht zu erwarten,

Ausban des Walhallo-Thealers. Infolge vielfacher Anregungen
ws hieſigen Bürgerkreiſen hat ſich Direktor Blüthgen entſchloſſen, ſein
Theater in ein ſtändiges Operetten- Theater umzuwandeln. Zu diefem
Zweck hat er das Nachbargrundſtück erworben, um die Bühne 16 Meter
zu vertieſen und dadurch dem Publikum alle 27 Operetten in deko
retiver Ausſtattung bieten zu können. Der Orcheſterraum wird tiefer
gelegt und vergrößert und die Kapelle bedeutend verſtörkt. Die Ober-
ſpieleitung liegt in den Händen des Herrn Guſtev Bertram. Mit den
rgegementsabſchlüſſen nur erſtklaſſiger Kräfte iſt bereits begonnen
worden u. a. bleibt auch die Soubrette Frau Marga Peter erhalten.
Mit Sorgfalt ſoll auch ein ſtimmlich guter Damen und Herrenchor ſowie
ein Balleit zuſammengeſteilt werden. Zur Aufführung kommen nur
ausgeſuchte erſtklaſſige Operettenwerke, und für die erſte Spielzeit ſind
bereits angekauft: „Drei alte Schachteln“, „Blitzblaues Blut und
„Anne Marie“ von Walier Kollo. „Schwarzwaldmädel“ von daten
„Fürſtenkind“ von Lehar, „Faſchingsfee“ von Kalman, „Hanuſchka“
von Snaga, „Sah ein Knab' ein Röslein ſteh'n“, Singſpiel aus
Goethes Studentenzeit u. a. Das neue Unternehmen beginnt am
1. September.

Faafzigfähriges Beſtehen des Sladigymnaſtums. Am heutigen
23. April beſteht das Stadigymngfinum 50 Jahre, wenigſtens wurde es
an dieſem Tage 1868 im Volksſchulſagale an der Neuen Promenade er
öfſnet. Die eigentlichen Anfänge der Schule liegen noch einige Jahre
weiter zurück, denn die Schule wurde ſchon am 15. April 1861 in einem
kleinen Häuschen an der Alten Promenade (ſpäter diente es als Polizei

revier) ats Vorſchule begründet. 1864 erweiterte man dieſe Vorſchule
zu einer Vorbereitungsſchule, wir würden heute ſagen, zu einem Pro-
gymnaſium (dis Tertia) und gab ihr einen eigenen Rektor. Aber ſchon
1865 faßte man die Errichtung eines Vollgymnaſiums ins Auge. Da-
mals ſchenkte der Bankier Lehmann der Stadt ein 5 Morgen großes
Grundſtück zur Erbanung eines Schulgebäudes, und die Verhandlungen
mit dem Provinzial-Schulkollegium in Magdeburg führten dazu, daß
an 23. April 1868 die Flagge der Vorbereitungsſchule ſank und die
des Stadtgymnaſiums gehißt werden konnte. Unter dem Direktor
Friedersdorff erreicht das Gymnaſium Schülerzahlen bis nahe 700,
v ngerechnet die Vorſchule, und Abiturientenzahlen von 30 Köpfen wur
den wiederholt erzielt, ſo daß es um die beiden Flügel an der Turnhalle,
zeitweiſig ſogar noch um eine Holzbaracke, vergrößert werden mußte.
Diefer Direktor hat auch die Städtiſche Oberrealſchule im Gymnaſial
gebände emporwachſen geſehen, bis ſie 1908 in ihr eigenes Heim über-

ſiedeln konnte, und hat ſelbſt noch das Direktorat des 1909 im Gymna-
ſielgrundſtück errichteten Reform-Realgymnaſiums nebenamtlich bis 1912
verwoltet.

Daraung vor Pferdeſchwindiern. Der Landwirtſchaftskammer
ür die Provinz Sachſen ſind neuerdings wieder Fälle gemeldet worden,
bei denen es Schwindſern gelungen iſt, Landwirte zu e hetheeen
die nicht ſofort geliefert werden können, zu bezahlen oder lungen
auf dieſe zu machen. Die Kammer warnt wiederholt jeden Landwirt,
irgend eine Anzahlung an jemand für Pferde zu machen, die ihm
micht ſo übergeben werden, und jeden von ſich zu weiſen, der ihm
ſolche rde andietet, insbeſondere, wenn es im Namen der Land-
wirtſchaſtskammer geſchieht und der Betreffende ſich nicht durch eine
Erkennungskarte als Beamter der Landwirtſchaftskammer ausweiſen
kann.

Theater, Sehens würdigkeiten uſw.
Stadtihenter. Heute Dienstag gelangt Gerhart daun

Traumdichtung „Hanneles Himmelfahrt“ zur Wiederhoklung. ittwoch
„König für einen Tag Donnerstag „Das Nachtlager in Granada“,
Freitag „Totentanz', Sonnabend „Das Dreimäderlhaus“, Sonntag
nachmittag Volksvorſtellung „Doktor Klaus“, Sonntag abend Urauf-
führung der Oper „Gloria Arſena“ von Aug. Enna.

Kleines Feuilleton.
Die Seele des Kaffees und Tees.

Der Pharmakologe Erich Harnack iſt in einer ſeiner Arbeiten
ſchon vor dem Kriege mit den ſogenannten entgifteten Genußmittein,
dem alkoholfreien Bier und Wein, der nikotinfreien Zigarre, dem
coffeinfreien Kaffee, in Gericht gegangen. Harnack hat es nicht mehr
erlebt, daß bei uns hoch und niedrig unter dem Zwange der Ver-
dältniſſe faſt ausſchließlich ſolchen „kaſtrierten Genußmitteln“ wie er
ſie nannte, daß man nur noch ſo gut wie alkoholfreies
Vier trinki, cofſeinfreien Kaffee genießt und ſogar anfängt, nikotin
freie „Hopfenſtangen“ zu rauchen. Und doch brauchen wir dank den

unſerer chemiſchen Induſtrie wenigſtens bei dem Tee
oktaerſatz nicht auf den belebenden Jnhalt zu verzichten, der uns

dieſe Getränke früher vor allem begehrenswert machte, nämlich auf das
Coffein. Schon im vorigen Sommer hat W. Straub, der Vertreter
der Arzneimittellehre an der urger Uniwerſität, darauf aufmerk

irkung des Coffeins folgendermaßen ge

s

r es r Wecker nd r rr rdauungsirägheit. en nunin e das Coffein ehe der künſtlich eftellt,
nachdem Emil Fiſcher den chemiſchen Ban dieſes rege

See
Arema eines M

rihtige Seele wrne ben Coffeinzuſaß ſenen unbeledten, meiſt nicht

eins warmen Getränken eingehaucht werden, und das wäre die Haupt

Der April macht tatſächlich wie er will. Aus der Provinz.
Am den Mittellandkangl.

Zahlreiche Anmeldungen zu einer am 23. und 24. Aprik in
Braunſchweig ſtat findenden Konferenz über die Fortführung des
Mittellandkangts laſſen das ebhafte Intereſſe erkennen, das dieſer
wichtigen Tagung der Vereinigung zur Förderung der ſüdlichen

Linte des Mittellandkanals aus allen Tetlen des Kanalgebietes
entgegengebracht wird. Bisher find bereits etwa 150 Anmeldungen
aus den preußiſchen, anhaltiſchen, ſächſiſchen und braunſchweigiſchen
Landesteilen eingelaufen. Alle größeren Städte, ſämtliche Han
delskammern des Kanalgebietes, zahlreiche Gemeindevertwaltungen
und maßgebende induftrielle Unternehmungen aus dem Mittel
deutſchen Induſtriegebiet werden vertreten ſein. Den Beratungen
geht eine vertrauliche Beſprechung über die militäriſche und kriegs-
wirtſchaftliche Bedeutung der Südlinie voraus, zu der die in Be
tracht kommenden militäriſchen Stellen Vertreter entſenden wer
den. Ferner findet eine vertrauliche Ausſprache der zuſtändigen
Landesſtellen über die Durchführung der Kanalpläne und der
mit ihnen verkundenen wafſer wirtſchaftlichen Anlapen ſtatt.

Oeklarationspflicht für Lebens und Futtermittel.
Um den unſerer Ernährungswirtſchaft durch den Schleich

handel beſonders auf dem Gebiete der Bewirtſchaftung des Ge-
treides und der Hülſenfrüchte ſowie der Erzeugniſſe aus dieſen
Früchten drohenden Gefahren wirkſamer zu begegnen, hat es ſich
als erforderlich herausgeſtellt, den Eiſenbahntransport aller von
der Roichsgetreideſtelle dewirtſchafteten Güter unter eine be-
ſondere Ueberwacbhung zur ſtellen. Um eine Grundlage für die
Korrtrolle zu ſchaffen, wird bei allen Bahnſendungen von Getreide,
Hülſenfrüchten, Buchweizen, Hirſe ſowie den Erzeugniſſen aus
dieſen Früchten durch Verordnung des Staatéſekretärs des Kriege-
ernäkrungeamis die Detlarationspflicht eingeführt. Wer die in
der Verordnung näher bezeichneten Güter mit der Eiſenbahn in
Wagenladungen als Stückgut oder als Expreßgut verſendet, hat
den genauen Jnhalt der Sendung auf dem Frachtbriefe oder dem
ſonſtigen Peförderungspapiere (z. B. der Eiſenbabnpaketadreſſe bei
Expreßgut) anzugeben.

Um der Eiſenbahnverwaltung die Prüfung zu erleichtern, iſt
im z 1 Abſ. 2 für die ſelteneren Geireidearten, ferner für die
Hülſenfrüchte, für das Gemenge und die Erzeugniſſe aus Ge
treide und Hülſenfrüchten die Beifügung eines Kennwortes auf
dem Frachtbriefe oder dem ſonſtigen Beförderungspapiere vor
geſehen. So hat der Verſender bei Verſendung von Gemenge aus
Getreide, auch in Miſchung mit Hülſeufrüchten, ſowie bei Spelz

Dinkel, Feſen Emer, Einkorn die Bezeichnung „Getreide“,
bei Hülſenfrüchten die Bezeichnung „Hülſenfrüchte“, bei Erzeug
niffen aus Getveide die Bezeichnung „Erzeugniſſe aus Getreide“
und bei Ergeugniſſen aus Hülſenfrüchten die Bezeichnung „Erzeug-
niſſe qus Hülſenfrüchten“, bei Früchten, die zur Ausſaat beſtimmt
ſind, die Bezeichnung „Saatgut“ hinzuzufügen. Die wiſſentliche
und fahrläſſige Verletzung der Deklarationspflicht fällt unter die
Strafe des S 2 der Verordnung.

Weißenfels. Regelung des Magermilchverkaufs.
Jnfolge der äußerſt gahlreichen Meldungen kann die Abgabe der
Magermilch auf jede eingekne Karte wöchentlich nur einmal er
folgen. Der Verkauf findet täglich regelmäßig von 9 dis 10 Uhr
vormittags ind der Molkerei Ewers ſtatt. Dieſe begann am Mon
tag und e ſich künftig ohne weitere Bekanntmachung in nach
ſtebender iſe: Montag die Nummern 1-—525, Dienstag 526 bis
1051, Mittwoch 10652—-1577, Donners 1578--2103, Freitag 2104
bis 2629,. Sonnabend 2680 3165, 3156 8661. Die
Karteninhaber der angeführten Nummern die

e e en e e der enKardennummern wie vorſtehend Für den
daß die täglich auszugebende Magermilch nicht ausreicht, t
ſich der Magiſtrat vor, die auf den Karten angegebene Menge
herabzuſetzen. Bei Empfang der Magermilch iſt die Kartennummer
vorzuzeigen und der abgeſchnittene Wochenabſckhnitt abzuliefern.
Für 1 Liter Magermilch ſind 23 Pf., für 34 Liter Magermilch 18 Pf.
zu enirichten.

Verteilung von Kaffee-Erſfahß. Von NMontiag,
22. bis San an L Mai, S en dennmarke 14 Pfund Kaffee-Erſatz zu den geſetzli öchſtpreiſennach der Kundenliſte zur Verteilung. 4

Das Kriepsanleihe-Ergebnis. Bei der Reichs
banknebenſtelle Weißenfels und den ihr angeſchloſſenen Vermitte
lungsſtellen wurden insgeſamt 8 855 100 Mark auf die 8. Kriegs
amſeihe gezeichnet, gegen 7 414 600 Mark bei der 7. Anlethe.

Geröben. Die Au ung der diesmonatlichen Kriegsunter-ſtützungen der A. ſebecſhen Montanwerk A. G. Grubenverwal
tung von Voß erfolgt Sonnabend, den 27. April, in der Leuteſtube der
Grube von Voß und zwar: für Grube Winterfeldt früh 9 für
Grube Trebnitz und Siegfried früh 934 Uhr, für Grube von früh

ausgefunden worden und zu Genußmitteln erkoren worden: die
lätter der Teeſtaude von den Chineſen, die Kaffeebohnen von den

Arabern, der Mate (Paraguaytee) und die Guarang von den Süd-
amerikanern, die Kolanuß von den ern. Verſchiedene Pflanzen,
verſchiedene Pflanzenteile, verſchiedener Geſchmack allen gem
aber iſt das Coffein und damit die oben lderten anregenden

Zweckbeſtimmunſten, indem inſeg

orm, wie ſie vom Sacha

den wir alſo von Rechts wegen von unſerem
langen können, wenn er die gewünſchte Wirkung auf unſere Lebensgeiſter ausüben ſoll. m gul refere

Die „Bartflechte“.
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ur welche ſich überall auf der Haut des menſchlichen Körpers an
ſiedeln und E hervorrufen können, die man da ſie zu

und am ſigſten in der nd beodachtet wurden al
„Bariflechten“ bezeichnet. Daß kleine Pilze Krankheiten der t und
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10 Uhr, ſür Grube

ni werden, können erſt bei der Mai- Auszahlung zur
echnung kommen.

g. Zeichnungen zur 8. Kriegsanleihe.
J Begirke der Reichsbanknebenſtella Naumburg find auf die
8. Kriegsanleihe 13 170 000 M. gezeichnet worden, 9 600 000
Mark auf die 7. und 10 300 000 M. ouf die tm ganzen
find dem Reiche in demſelben eng bisher u 528 700 w d
Kriegsanleihegeichnu ur ügung geſtellt worden). DiSiaheartaſſe zeichnete r 8. Arkadnki ſich und ihre

e
Sparer zuſammen 3800 000 M. 3 300 bei ver
7. Kriegsanlekhe. Jhre Beteiligung bei ſämtlichen 8 Kriegsanleihen
beträgt 18 568 000 M.

r Lebensmittel Verteilung. Jn der Zeit vom
22. bis 28. April gelangen zur Perteilung: auf Eierkarte vom 15. April
bis 12. Mai ein Et, Preis 34 Pf., am Dienstag in den u Aushang
kenntlichen Geſchäften: auf Lebensmittelmarke Nr. 128 40 Gramm
Feintalg, Preis 16 Pf., am Mittwoch in den unten aufgeführten Ge
Weſten Nr. 129 125 Gramm Grieß, Preis 8 Pf., am Donnerstag
ort, wo die Ware beſtellt iſt: Nr. 131 250 Gramm Marmelade,

Preis 46 Pf., am Freitag in allen Geſchäften. Der Feintalg- Verkauf
findet ſtatt bei Sperling u. Dinger, Gebrüder Pölitz, Emil Dkker
KonſumVerein, Molkerei Maier, Molkerei Sippel, Bruno Höber,
Ida Schuchardt, Werner Bräunlich.

Zeit. Das Anleihe-Ergebnis. Wie die Reichsbank-nebenſtelle mitteilt, wurden hier im ganzen gezeichnet 10 020 800
Mark gegen 90968 400 M. bei der 7. Kriegsanleihe. Nicht ein
geſchloſſen ſind die Feldzeichnungen, die erſt in vier Wochen ihren
Abſchluß erreichen.

Wittenberg. 13 260 400 Mark ſind hier zur 8. Kriegsanleihe
gezeichnet worden. Davon entfallen auf die Stadt Wittenberg inkl.
der beiden Sparkaſſen 11645 400 M. Die Zeichnung auf die
7. Kriegsanleihe betrug in der Stadt 10227 000 M., im Kreiſe
11 533 9000 M., mithin iſt die 7. Anleihe um 1 735 500 M. über-
zeichnet worden.

Sangerhauſen. Abgabe von Wäſche an Minder-
bemittelte. Die Reichsbekleidungsſtelle hat dem Kommunal-
verband Sangerhauſen eine geringe Anzahl Männerhemden für die
arme und minderbemittelte bürgerliche Bevölkerung des hieſigen
Kreiſes überweiſen laſſen. Die Abgabe der Hemden darf nur
gegen eine von der Gemeindebehörde auszuſtellende Beſcheinigung,
nach welcher derjenige, der ſich ſolche Hemden kaufen will, zu derarmen und minderbemittelten bürgerlichen Bevölkerung zähtt und

nicht in der Lage iſt, ſich billigere Hemden auf einem andern Wege
zu beſchaffen, erfolgen. Die Bezugsſcheinpflicht für den einzelnen
Erwerber bleibt nebenbei beſtehen. it dem Verkauf der Hemden
haben wir unſere Altkleiderſtelle Ulrichsſtraße 3 in Sangerhauſen
beauftragt.

Soziales.
Konkurſe im Jahre 1917. Im letzten Jahre wurden im Deutſchen

Reich 1236 Konkurſe eröffnet gegen 2277 im Jahre 1916, 4560 im Jahre
1915 und 7738 im Jahre 1914. Dieſer Rückgang der Konkursanmel
dungen findet ſeine Erklärung darin, daß in der Kriegszeit für geſchäft
liche Unternehmungen, die in finanzielle Schwierigkeiten geraten, an die
Stelle des Konkurſes die gerichtliche „Geſchäftsaufſicht“ getreten iſt.
Leidergibt es aber eine Statiſtik für die Anzahl der verhängten Geſchäfts
aufſichten nicht. Sicherlich iſt aber dieſe Zahl nicht gering, denn kleine
und mittlere Geſchäfte, Wirtſchaftsbetriebe (Gaſtwirtſchaften) uſw. haben
unter den Kriegswirren finanziell ſchwer gelitten, wenn ſie ihre Be-
n nicht der Kriegswirtſchaſt und Kriegsinduſtrie dienſtbar machen
onnten.

Die deufſchen Sparkaffen im Die

nen Veahterſtt, der mir durg die Kregeenleth r

iſt. Der Ueberſchuß der Einzahlungen die a
rend des Krieges wird auf 14 bis 15 Milliarden geſchätzt, von denen
nach Abzug der Zeichnungen für die Kriegsanleihen 3 bis 4 Milliarden
in den Sparkaſſen verblieben.

An unſere auswärtigen und Poſt-
Abonnenten.

Beſchwerden über unpünktliches Zuſtellen der Volks
ſtimme ſowohl als auch über Fehlen einzelner Exem-
plare an der überwieſenen Anzahl ſind ſtets bei dem
Poſtamt des betreffenden Ortes anzumelden.

Beſchwerden beim Verlag verzögern nur die Rege
lung der Angelegenheit, die nur auf poſtaliſchem Wege
erfolgen kann. Der Verlag der Volksſtimme.

e e enetem Eiter belegt ſind und ſich über das Geſicht verbreiten können. Die

Erkrankung iſt dann äußerſt e h ehe oft, viele Monate,
n

r

ja Jahre Wird dagegen am A e richtige iche Behandlung
eingeleitet, ſo kann man die Erkrankung in kurzer Zeit zur Heilung
bringen. Es ſoll daher jeder, der eine ſchnell entſtandene Hautent
zündung an ſich bemerkt, ſofort ärztliche Hilfe nachſuchen! Gerade
in den letzten Kriegsjahren iſt die Bartflechte, die ja auch im Frieden
durchaus nicht ſelten vorkam, erheblich häufiger aufgetreten und hat bis
weilen ſchon einen epidemiſchen Charakter angenommen. Die Er-

t durch Ton T
iltragung der Pilze von den Erkrankten auf andere onen

Die Hauptquelle der Anſteckung find die Barbierſtuben. rt iſt rlich die ficherkrogungen it durch Kämme, Bürſten, Raſierpinſel,

Tücher, Mäntel uſw. am leichteſten und ſicherlich holen ſich hege
Menſchen auch dort ihre Krankheit. Es beſtehen ja allerdings de
polizeiliche Vorſchriften, die genügende Sauberkeit von den Barbieren
verlangen, die verbieten, daß derſelbe Raſierpinſel auf die ver

Rafierſtuben werden dieſe vielfach nur ſehr l

tet
zu erwarten, daß eine u är de polizeilich en W

r ei r polizeiliNatürlich k ei v ten v e S n
eann auch eine r Krankheit

e ſ

5 z i z er
nde

von Tieren auf den Menſchen übertr
auch die Bartkflechte eine ungefä

Schaden ve i
der Bern r ſßeineder länger deſtehende zen s dlungals r vorzügliches Mittel ad t r
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